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1.) Organisation des Wirtschafts-

verbandes  
 
Der Wirtschaftsverband Baustoffe - Natur-
stein e.V. ist ein Arbeitgeber- und Wirt-
schaftsverband .  
 
Als Arbeitgeberverband  schließt er für 
seine Mitgliedsunternehmen moderne 
Rahmen- und Entgelttarifverträge ab und 
unterstützt diese in arbeitsrechtlichen Ein-
zelfällen und partiell in der arbeitsgerichtli-
chen Prozessvertretung. 
 
Als Wirtschaftsverband  vertritt er die 
Interessen der Mitgliedsunternehmen im 
Bereich der Rohstoffsicherung im Zuge 
der Landes- und Regionalplanung und gibt 
diesbezüglich Stellungnahmen ab. 
 
Derzeit sind im Wirtschaftsverband 168 
Direktunternehmen mit Betrieben aus den 
Bereichen der Naturstein-Industrie, der 
Naturwerkstein-Industrie, der Kies- und 
Sand-Industrie, der Mischanlagen-
Industrie sowie der gemischten Baustoff-
Industrie organisiert.  
 
Darüber hinaus konzentrieren sich unter 
seinem Dach zudem die nachfolgenden 
Fachgruppen der Steine- und Erden-
Industrie, und dies nicht nur beschränkt 
auf ein Land. Der Wirtschaftsverband ver-
tritt in diesen Bereichen insgesamt 66 Un-
ternehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Fachverband Ziegelindustrie 

Nordwest e. V.  
 

 
Ziegel-Zentrum 
NordWest e. V. 

 
Seit dem Jahre 2007 obliegen der Ge-
schäftsführung des WBN gleichzeitig auch 
die Geschäftsführung des Fachverbandes 
Ziegelindustrie Nordwest e.V. sowie die 
Geschäftsführung des Ziegel-Zentrums 
NordWest e.V. 
  
Der Fachverband Ziegelindustrie vertritt 
die Interessen der Ziegelindustrie in Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen. Das 
Ziegel-Zentrum bietet den angeschlosse-
nen Ziegelunternehmen eine umfassende 
Bauberatung. 
 
 
 

 
Fachverband Ziegelindustrie 

Nord e. V. 
 
Seit dem Jahre 2009 vertritt die Ge-
schäftsführung des WBN auch den Fach-
verband der Ziegelindustrie Nord. 
 
Der Fachverband Ziegelindustrie vertritt - 
wie auch der Verband im Nordwesten - die 
Interessen der Ziegelindustrie in Nieder-
sachsen, jedoch in Nord-Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Hamburg und Bre-
men. 
 
Der Verband verfügt auch über eine Bau-
beratung, die durch Herrn Dr. Altaha be-
treut wird. 
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Schiefer-Fachverband 
in Deutschland e. V. 

 
Die Geschäftsführung des WBN betreut 
zudem den Verband der Schieferindustrie 
mit den angeschlossenen Schieferunter-
nehmen in Deutschland. 
 
 
 

 
Gütegemeinschaft Tennen- 

und Naturrasenbaustoffe e. V. 
 
Auch die Gütegemeinschaft Tennen- und 
Naturrasenbaustoffe, also die Hersteller 
von Sportplatzbelägen, wird durch die 
Kölner Geschäftsführung des WBN vertre-
ten. 
 
Ziel und Aufgabe der GGT ist, die Güte 
von Tennen- und Rasentragschichten zu 
sichern und Erzeugnisse, deren Güte ge-
sichert ist, mit dem Gütezeichen „Tennen- 
und Naturrasenbaustoffe“ und der jeweili-
gen produktspezifischen Inschrift zu kenn-
zeichnen. 
 
Zu diesem Zweck hat der Verein die Auf-
gabe, eine Gütezeichensatzung nebst 
Durchführungsbestimmungen zu schaffen 
und zu überwachen, dass Gütezeichenbe-
nutzer die Gütezeichensatzung einhalten 
und nur solche Erzeugnisse, deren Güte 
gesichert ist, mit dem Gütezeichen kenn-
zeichnen.  Zu den Aufgaben des Vereins 
gehört darüber hinaus die Abmahnung 
außen stehender Unternehmen, die sich 
widerrechtlich auf das Gütezeichen der 
Gütegemeinschaft berufen haben oder 
den Eindruck entstehen lassen, dass sie 
über gleiche Qualitätsanforderungen ver-
fügen.  

 
Es konnte festgestellt werden, dass Kom-
munen bei Ausschreibungen auf das Vor-
handensein des Gütezeichens bei Unter-
nehmen achten, da allein dieses Gütezei-
chen eine bessere und optimale Qualitäts-
sicherung garantiert. 
 
 
 

 
Verband der Seekiesindustrie e. V. 

 
Dem Geschäftsführer des WBN obliegt 
zudem die Geschäftsführung des Ende 
des Jahres 2006 speziell für die Interes-
sen der Seekiesunternehmen gegründeten 
Seekiesverbandes. 
 
Satzungsmäßiger Vereinszweck ist die 
Vertretung und Wahrung der fachlichen, 
technischen und wirtschaftlichen Interes-
sen der Unternehmen, die Seesande und  
-kiese aus der deutschen Nord- und Ost-
see gewinnen, aufbereiten und vermark-
ten. 
 
 

 
Arbeitskreis Steine und Erden 

Nordrhein-Westfalen 
 
Der WBN hat seit Jahren die Leitung des 
Arbeitskreises Steine und Erden Nord-
rhein-Westfalen  - also des Gremiums 
inne, das die Stellungnahmen der Steine- 
und Erden-Industrie im Land NRW gegen-
über der Landesregierung bündelt und 
abgibt.  
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Die Schwerpunkte der Tätigkeit im Be-
richtsjahr lagen in den Themenbereichen: 
 
·  Einzelfallprüfung in der Wasserschutz-

gebietszone III B 
·  Bodendenkmalschutz 
·  Verwaltungsstrukturreform - Kommu-

nalisierung immissionsschutzfachlicher 
Zulassungsverfahren 

·  Rohstoffbericht 
·  Landesraumordnung. 
 
Zudem gab der Arbeitskreis Steine und 
Erden Nordrhein-Westfalen im Berichts-
jahr zu diversen Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfen Stellungnahmen ab. 
 
Hiermit sind sehr viel Arbeit und eine in-
tensive Recherche verbunden, da komple-
xe Gesetzesentwürfe bearbeitet werden 
müssen und hierzu Stellungnahmen ver-
fasst werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Begleitung in Verfahren 
 
Die oben genannten Tätigkeitsschwer-
punkte sind nicht abschließend. 
 
Der WBN hat Mitgliedsunternehmen bei 
zahlreichen Behördengängen begleitet, in 
Genehmigungsverfahren vor Ort und tele-
fonisch Rat erteilt. Dies betraf Bereiche 
des Umwelt- und Planungsrechts. 
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Wirtschaftsverband Baustoffe - Naturstein e. V.  
Annastraße 67 - 71, 50968 Köln 

Telefon: (02 21 ) 93 77 10 - 0, Telefax: (02 21) 93 77 10 - 10 

FA 
Naturstein/ 

Naturwerkstein, 
Kies und Sand 

 

FA 
Mischanlagen/ 

Baustoffrecycling, 
gemischte Bau-

stoffbetriebe 

FV 
Schiefer 
(Benger/ 

Ackermann) 

GGT 
(Benger/Ritter) 
 

FV Ziegel 
Nordwest 
(Benger/ 

Dr. Figge) 

FV Ziegel 
Nord 

(Benger/ 
Dr. Altaha) 

FV 
Seekies 
(Benger/ 

M. Bäätjer)) 
 

Arbeitskreis 
Steine und  
Erden NRW 

Administrative Tätigkeiten  
Geschäftsbericht, Finanzen, Haushalt etc., Lobbying 

(Benger) 

 
Spezifische Fragen 

Tarifpolitik  
Entgelttarifverträge 

(Benger) 

Arbeitsrechtliche Auskünfte  
und Beratungen in grundsätzlichen Fragen 

(Benger, Jahn) 

Rohstoffsicherung/Planungsrecht  
Landes-, Regionsentwicklungsplanung, 
Stellungnahmen, Termine in Ministerien, 

bei Bezirksregierungen etc., 
Stellungnahmen zu Landesgesetzen, 

Verordnungen etc., Anhörungen, 
Technischer Umweltschutz 

(Benger, Jahn, Wetzlar) 
 

Sonstiges Recht  
Steuerrecht, VOB, 

Geschmacksmusterrecht etc. 
(Benger) 

Technische Beratung  
bei Firmenanfragen 

Qualitätsmanagement 
(Ritter) 

 
Ausbildungsanfragen 

(Benger) 

 
Öffentlichkeitsarbeit 

(Benger) 

 
Kalkbrennbetriebe 

Korporative Mitglieder 



   

 
Geschäftsbericht 2008/2009 

Seite 6 

 
Gremienliste  
 
Vorsitzender  
 
Franz-Bernd Köster 
 
 
Stellvertretende Vorsitzende 
 
Thilo Juchem   
Dirk Wegener 
 
 
Vorstand 
 
Thilo Juchem   
Paul-Heinz Braun 
Franz-Bernd Köster 
Lars Lichtnack 
Dr. Michael Pescher 
Johannes Netz   
Dirk Wegener 
 
 
Landesvorsitzende 
 
Dr. Michael Pescher 
(Nordrhein-Westfalen) 
 
Dirk Wegener 
(Niedersachsen/Nordwestdeutschland) 
 
Thilo Juchem   
(Rheinland-Pfalz/Saarland) 
 
 
Stellvertretende Landesvorsitzende 
 
Franz-Bernd Köster 
(Nordrhein-Westfalen) 
 
Paul-Heinz Braun 
(Nordrhein-Westfalen) 
 
Lars Lichtnack 
(Niedersachsen) 
 
Johannes Netz  
(Rheinland-Pfalz) 
 
 
 

 
 
Beirat  
- Nordrhein-Westfalen 
 
Kurt Burchard 
Burkhard Ebel 
Bernd Griese 
Christoph Kaufmann 
Dr. Christian Lange 
Katharina Killing  
Margita Szöke 
Frank Zielonka 
Heribert Niemann 
 
 
Beirat  
- Niedersachsen/Nordwestdeutschland 
 
Andreas Goedecke 
Dr. Siegfried Klingebiel 
Klaus Köster 
Heimo Milnickel 
Mario Kappler 
Uwe Werner 
Nico Steudel 
Jörg-Udo Vogt 
 
 
Beirat  
- Rheinland-Pfalz/Saarland 
 
Helmut Bach 
Dieter Stolz 
Armin Bast  
Wolfgang Thust  
Jürgen Riebenich 
 
 
Entgelttarifkommission  
- Nordrhein-Westfalen 
 
Franz-Bernd Köster      Vorsitzender 
Paul-Heinz Braun 
Bernd Griese 
Hans-Edgar Hans 
Christoph Kaufmann 
Dr. Christian Lange 
Kurt Pape 
Birgit Rauen 
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Entgelttarifkommission 
- Niedersachsen/Nordwestdeutschland 
 
Dirk Wegener    Vorsitzender 
Klaus Köster 
Lars Lichtnack 
Norbert Oppermann 
Kurt Pape 
Ferdinand Wesling 
Andreas Goedecke 
Dr. Jürgen Aretz 
Jörg-Udo Vogt 
Harald Querhammer 
 
 
Entgelttarifkommission 
- Rheinland-Pfalz/Saarland 
 
Helmut Bach   Vorsitzender 
Stephan Bast 
Ulrich Bell 
Paul-Heinz Braun 
Thilo Juchem 
Johannes Netz 
Kurt Pape 
Dr. Michael Schulz-Schmalschläger 
Wolfgang Thust 
 
 
Entgeltrahmentarifkommission  
- Tarifgebiet Nordwestdeutschland 
 
Dirk Wegener   Vorsitzender 
Dr. Jürgen Aretz 
Paul-Heinz Braun 
Franz-Bernd Köster 
Klaus Köster 
Lars Lichtnack 
Kurt Pape 
Andreas Goedecke 
Jörg-Udo Vogt 
Harald Querhammer  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entgeltrahmentarifkommission  
- Tarifgebiet Rheinland-Pfalz/Saarland 
 
Helmut Bach   Vorsitzender 
Stephan Bast 
Ulrich Bell 
Paul-Heinz Braun 
Thilo Juchem 
Johannes Netz 
Kurt Pape 
Wolfgang Thust 
 
 
Vertreter des Wirtschaftsverbandes im 
Vorstand des Bundesverbandes Mine-
ralische Rohstoffe e. V., Köln 
 
Franz-Bernd Köster 
Dr. Michael Pescher 
Dirk Wegener 
Thilo Juchem 
 
 
Vertreter des Wirtschaftsverbandes im 
Vorstand des Deutschen Naturwerk-
stein-Verbandes e. V., Würzburg 
 
Heiner Rinsche 
Raimo Benger 
 
 
Rechnungsprüfer 
 
Peter Rombach 
Hans Joachim Partsch 
 
 
Geschäftsführer 
 
Raimo Benger 
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2.) Entwicklung der Wirtschaft 
 
Gesamtwirtschaftliche Situation 
 
Die Wirtschaftskrise wird in diesem Jahr 
zu einer erheblichen Verschlechterung der 
Lebensbedingungen in Deutschland füh-
ren, so die Wirtschaftsforschungsinstitute 
in ihrer Frühjahrsprognose.  
 
Nach den Berechnungen der Institute 
schrumpft das Bruttoinlandsprodukt allein 
in diesem Jahr um sechs Prozent, ohne 
dass 2010 eine deutliche Besserung zu 
erwarten ist.  
 
Die Institute rechnen mit einer schleppen-
den Erholung und einem niedrigen Wachs-
tum in den kommenden Jahren. 
 
Die Arbeitslosenquote wird auf 10,8 % 
springen. Der Staat wird sich mit 132,5 
Milliarden Euro neu verschulden müssen; 
das entspräche einer Quote von 5,7 % des 
Bruttoinlandsprodukts. 
 
Deutschland wird nach der Analyse der 
Institute von dieser „tiefsten Rezession 
seit der großen Depression“ stärker getrof-
fen als viele andere Länder in Europa oder 
Amerika. Dabei setzen die Institute vor-
aus, dass es weltweit im kommenden Jahr 
zu einer allmählichen Stabilisierung der 
Konjunktur kommt. Sie weisen allerdings 
auf vielfältige Risiken hin.  
 
Aufgrund der Konjunkturpakete sehen die 
Forscher für die Bauwirtschaft zunächst 
eine „Verschonung“. 
 
Jedoch dürfte dies unserer Einschätzung 
nach nur bedingt zutreffen, da auch die 
Konjunkturpakete zumindest unsere Bran-
che nur eingeschränkt erreichen und nach 
Auslaufen der Programme mit einem 
Rückgang zu rechnen ist. 
 
 
 
 
 
 

 
Die Lage der Bauwirtschaft 
 
Die Bauinvestitionen konnten sich 2008 
mit real +3,0% wiederum dynamisch ent-
wickeln. Während der Wohnungsbau sich 
- ausgehend von Zuwächsen im Be-
standsbereich - mit real +0,8% nur leicht 
erhöhte, konnte der Nichtwohn-Hochbau 
mit +8,2% deutlich zulegen.  
 
Der Nichtwohn-Tiefbau nahm um +1,8% 
zu, die Bauinvestitionen des Staates stie-
gen um +2,6%. 
 
 
Entwicklung der Bauinvestitionen 2008: 
(reale Veränderung gegenüber 2007 in 
Prozent, Deutschland) 
 
Wohnungsbau   +0,8 
Nichtwohnungsbau  +5,9 
davon Hochbau   +8,2 
davon Tiefbau   +1,8 
Bauinvestitionen insgesamt +3,0 
 
 
Die Entwicklung der Bauinvestitionen 
im Jahr 2009 
 
Die Bundesregierung prognostiziert in ih-
rem aktuellen Jahreswirtschaftsbericht für 
2009 einen leichten Rückgang der Bauin-
vestitionen um -0,3%. Dabei werden sich 
die Bausparten heterogen entwickeln: Die 
Wohnungsbauinvestitionen dürften ange-
sichts der Wirtschaftskrise trotz des histo-
rischen Tiefs bei den Fertigstellungen wei-
ter zurückgehen, die Bundesregierung 
rechnet mit einem Minus von real 3,1%. 
Der Wirtschaftsbau, der in den vergange-
nen Jahren als Konjunkturlokomotive für 
die Bauwirtschaft fungiert hat, wird ange-
sichts wegbrechender Erweiterungsinves-
titionen mit -5,7% einen erheblichen 
Rückgang zu verzeichnen haben.  
 
 
 
 
 
 
 
 



   

 
Geschäftsbericht 2008/2009 

Seite 9 

 
Der öffentliche Bau expandiert 2009 hin-
gegen wegen der beschlossenen Maß-
nahmen zur Konjunkturstabilisierung in-
sbesondere in den Investitionsschwer-
punkten Bildung (im Wesentlichen Kinder-
tagesstätten, Schulen, Hochschulen) und 
Infrastruktur (im Wesentlichen Verkehr, 
Krankenhäuser, Städtebau, Informations-
technologie) deutlich (+22,3 %).  
 
Aus Sicht des BBS erscheinen die Ein-
schätzungen der Bundesregierung zur 
Baukonjunktur aus gegenwärtiger Pers-
pektive recht realistisch. Der Wohnungs-
bau wird auch in diesem Jahr wieder sehr 
schwach ausfallen, aber teilweise durch 
Baumaßnahmen im Bestandsbereich 
kompensiert werden können.  
 
Die derzeitige geringe Investitionsneigung 
der Unternehmen wird starke Auswirkun-
gen auf den Wirtschaftsbau haben, hinge-
gen dürfte der öffentliche Bau durch die 
Schwerpunktsetzung im Rahmen der 
Maßnahmenpakete der Bundesregierung 
erheblich zulegen. Insgesamt werden 
durch die beiden Konjunkturpakete der 
Bundesregierung in 2009 und 2010 rund 
25 Mrd. EUR für Investitionen zur Verfü-
gung gestellt, wovon ein Großteil auf bau-
nahe Bereiche entfällt. So werden in 2009 
zusätzliche Investitionen in Höhe von rund 
12 Mrd. EUR getätigt, die für die Baustoff-
industrie von mittlerer oder hoher Rele-
vanz sind - unter anderem in den Ausbau 
und die Modernisierung der Verkehrsin-
frastruktur, die Sanierung von Gebäuden 
des Bundes sowie die Sanierung kommu-
naler Bildungseinrichtungen und sonstiger 
Infrastruktur. Hierdurch werden die Rück-
gänge bei den anderen Bausparten ab-
gemildert. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Prognose der Bauinvestitionen 2009  
(laut Jahreswirtschaftsbericht der Bundes-
regierung; reale Veränderung gegenüber 
2008 in Prozent): 
 
Wohnungsbau   -    3,1 
Wirtschaftsbau   -    5,7 
Öffentlicher Bau:   + 22,3 
Bauinvestitionen insgesamt  -    0,3 
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Bruttoinlandsprodukt, Bruttonationaleinkommen und V olkseinkommen 

  2005 2006 2007 2008 
 

 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 
Verwendung des Bruttoinlandspr odukts         
In jeweiligen Preisen          

   Private Konsumausgaben 1,7 2,3 1,4 2,1 

   Konsumausgaben des Staates 1,0 1,3 2,4 3,8 
   Bruttoanlageinvestitionen 1,0 8,2 7,5 5,6 
      Ausrüstungsinvestitionen 4,9 9,8 6,3 5,1 
      Bauinvestitionen -2,1 7,5 8,1 6,3 
      Sonstige Anlagen 2,5 3,9 5,1 2,6 
   I n l ä n d i s c h e   V e r w e n d u n g 1,2 3,1 2,8 3,7 
   Exporte 8,4 14,3 8,0 3,5 
   Importe 8,8 14,9 4,9 5,6 
   B r u t t o i n l a n d s p r o d u k t  (BIP) 1,5 3,5 4,4 2,9 
      
Preisbereinigt, verkettet      
   Private Konsumausgaben 0,2 1,0 -0,4 -0,1 
   Konsumausgaben des Staates 0,4 0,6 2,2 2,0 
   Bruttoanlageinvestitionen 1,1 7,7 4,3 4,4 
      Ausrüstungsinvestitionen 6,0 11,1 6,9 5,9 
      Bauinvestitionen -3,0 5,0 1,8 3,0 
      Sonstige Anlagen 4,9 8,0 8,0 6,6 
   I n l ä n d i s c h e   V e r w e n d u n g 0,0 2,1 1,1 1,7 
   Exporte 7,7 12,7 7,5 2,7 
   Importe 6,5 11,9 5,0 4,0 

B r u t t o i n l a n d s p r o d u k t (BIP) 0,8 3,0 2,5 1,3 
   Nachrichtlich:     
       BIP je Erwerbstätigen (Produktivität) 1,4 2,5 0,6 -0,1 
      

Bruttonationaleinkommen 1,7 4,0 4,3 2,6 
Volkseinkommen  1,5 4,1 3,5 2,9 
   Arbeitnehmerentgelt  -0,6 1,7 3,0 3,6 
   Unternehmens- und  
      Vermögenseinkommen  5,9 8,7 4,5 1,7 
      

Wachstumsbeiträge zum preisbereinigten BIP in %-Pun kten 
Inländische Verwendung 0,0 2,0 1,1 1,6 
   Private Konsumausgaben 0,1 0,6 -0,2 0,0 
   Konsumausgaben des Staates 0,1 0,1 0,4 0,4 
   Bruttoanlageinvestitionen 0,2 1,3 0,8 0,8 
      darunter: Ausrüstungsinvestitionen 0,4 0,8 0,5 0,4 

Bauinvestitionen -0,3 0,5 0,2 0,3 
Vorratsveränderungen u.ä. -0,4 0,0 0,1 0,5 

Außenbeitrag 0,7 1,0 1,4 -0,3 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt
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Zweites Konjunkturpaket der Bundes-
regierung setzt Impulse für die Bau-
wirtschaft  
 
Die große Koalition hat sich auf ein weite-
res Konjunkturpaket zur Dämpfung der 
Rezession geeinigt. Der Gesamtumfang 
beträgt 50 Mrd. EUR, wovon gut ein Drittel 
für Investitionen zur Verfügung stehen soll. 
Dabei wurden folgende Maßnahmen be-
schlossen: 
 
•  2009 und 2010 werden insgesamt gut 

17 Mrd. EUR zusätzlich in Bildungsein-
richtungen, Verkehrsinfrastruktur sowie 
schnelle Internetnetze investiert. 

 
• Privatpersonen und Personenunterneh-

men werden steuerlich entlastet, indem 
der Grundfreibetrag bei der Einkom-
mensteuer auf 8.004 EUR angehoben 
und der Eingangssteuersatz auf 14% 
abgesenkt wird. 

 
• Arbeitgeber und Arbeitnehmer werden 

bei den Sozialversicherungsbeiträgen 
entlastet, indem der Beitragssatz für die 
gesetzliche Krankenversicherung von 
15,5% auf 14,9 % sinkt und die Bundes-
zuschüsse für den Gesundheitsfonds 
entsprechend steigen. 

 
•  Autofahrer erhalten eine Abwrackprämie 

in Höhe von 2.500 EUR, wenn sie ihr 
mindestens neun Jahre altes Auto ver-
schrotten lassen und einen Neuwagen 
anschaffen. 

 
• Angesichts der weiterhin zögerlichen 

Kreditvergabe der Banken spannt die 
Bundesregierung einen Rettungsschirm 
für Unternehmen: Firmen soll der Zu-
gang zum Kreditmarkt durch ein breit 
angelegtes Bürgschaftsprogramm er-
leichtert werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu den nun beschlossenen Investitionen in 
die Bildungs- und Verkehrsinfrastruktur 
kommen noch weitere Maßnahmen aus 
dem ersten Konjunkturpaket hinzu, wozu 
unter anderem die Ausweitung der ener-
getischen Gebäudesanierung und die In-
vestitionshilfen für strukturschwache 
Kommunen zählen. Damit ergeben sich für 
die Bauwirtschaft erhebliche Impulse in 
Höhe von jeweils rund 12 Mrd. EUR in 
2009 und 2010. Die konjunkturstützenden 
Maßnahmen werden mit dazu beitragen, 
die gesamte Wertschöpfungskette Bau 
wirtschaftlich zu stabilisieren und die Be-
schäftigung so weit wie möglich zu si-
chern. Zudem wird die Auflösung des In-
vestitionsstaus - anders als kurzfristige 
Konsumanreize etwa in Form von Gut-
scheinen - zukünftigen Generationen zu-
gute kommen und damit langfristige 
Wachstumsimpulse setzen. 
 
Für eine dauerhafte Sicherung der Wett-
bewerbsfähigkeit Deutschlands wird aller-
dings in den nächsten Jahren eine Verste-
tigung der Infrastrukturausgaben notwen-
dig sein. Zudem ist angesichts der zu-
nehmenden Wohnraumknappheit in 
Wachstumsregionen die Setzung von Im-
pulsen im Wohnungsneubau notwendig, 
etwa durch die verbesserte steuerliche 
Absetzbarkeit von Neubauleistungen bei 
selbstgenutztem Wohneigentum sowie 
attraktivere Abschreibungsbedingungen im 
Mietwohnungsbau. 
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Konjunkturprognosen für 2009: 
Unsicherheit überwiegt 
 
Mit der starken weltwirtschaftlichen Abküh-
lung wird sich die Konjunktur in diesem 
Jahr in Deutschland weitaus schlechter 
entwickeln als noch im Herbst angenom-
men. Die Forschungsinstitute haben ihre 
Prognosen deutlich reduziert - Uneinigkeit 
herrscht jedoch in der Abschätzung, ob 
der Abschwung auch in der zweiten Jah-
reshälfte noch anhalten wird oder sich die 
Stimmung ab dem dritten Quartal wieder 
verbessert. Dementsprechend unter-
schiedlich sind die aktuellen Prognosen, 
die alle aus dem Dezember 2008 stam-
men: So geht das Institut für Weltwirt-
schaft von einer tiefen Rezession mit ei-
nem BIP-Rückgang in Höhe von -2,7% 
aus, das ifo-Institut rechnet mit einem Mi-
nus von 2,2%. Am optimistischsten sind 
die Bundesbank mit -0,8% und das HWWI 
mit -1,2%. Damit hat sich die Stimmung 
binnen kurzer Zeit deutlich verdüstert: 
Noch Anfang November rechnete der 
Sachverständigenrat mit einer Stagnation 
der Wirtschaftsleistung auf Vorjahresni-
veau. 
 
Einig sind sich die Institute hingegen in der 
Einschätzung der Auswirkungen der Krise 
auf den Arbeitsmarkt: Der Rückgang der 
Erwerbstätigkeit wird auf -0,5 bis -1% ge-
schätzt. 
 
Auch im deutlich rückläufigen Preisauftrieb 
(Anstieg der Verbraucherpreise zwischen 
+0,7 und +1,2%) besteht Übereinstim-
mung. Die Veränderung des privaten Kon-
sums wird mit -0,5 bis +0,6% hingegen 
unterschiedlich eingeschätzt. Eindeutig 
rückläufig werden hingegen die Anlagein-
vestitionen verlaufen. Dies betrifft insbe-
sondere die Ausrüstungsinvestitionen, für 
die das ifo-Institut und das RWI einen 
Rückgang von -10,0% prognostizieren. 
Auch der Bausektor wird sich der Rezes-
sion nicht entziehen können, der Rück-
gang wird - je nach Prognose - auf -1,4% 
bis -2,9% geschätzt. 
 
 
 

 
Prognosen für 2009 im Vergleich: jeweils reale 
Veränderungen gegenüber 2008 in Prozent 
 

 
 
Prognosemonat:  Dezember 2008 
 
BuBa:   Bundesbank 
IWH:  Institut für Wirtschaftsforschung 
Halle 
HWWI:  Hamburger Weltwirtschaftsarchiv 
IfW:   Institut für Weltwirtschaft 
Quelle:  IW Köln 
 
 
 
Vergleich des IW Köln zur Reformpoli-
tik in Deutschland, der Schweiz und 
Österreich 
 
Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
hat gemeinsam mit Instituten aus Öster-
reich und der Schweiz das aktuelle „D A 
CH“-Reformbarometer zur Bewertung der 
Steuer- und Finanzpolitik sowie der Ar-
beitsmarkt und Sozialpolitik in den drei 
Ländern vorgelegt. 
 
Im Landesvergleich schneidet die Schweiz 
am besten ab: Anders als in den beiden 
Nachbarländern hat sich die Reformbe-
reitschaft hier im laufenden Jahr deutlich 
erhöht. So wurde ein vereinfachtes Mehr-
wertsteuersystem verabschiedet, und im 
Bereich der Arbeitsmarktpolitik sind die 
Verbesserung der Arbeitsvermittlung und 
die Erhöhung der Arbeitsanreize durch 
eine verkürzte Bezugsdauer von Lohner-
satzleistungen geplant. Das Reformbaro-
meter klettert damit nach langjähriger 
Stagnation auf 109,4 Punkte.  
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Österreich hatte dagegen lange Zeit relativ 
gut abgeschnitten, durch die Einführung 
einiger wachstumsdämpfender Maßnah-
men ist der Reformindex aber seit Ende 
2007 um fünf Punkte auf 107,3 Punkte 
gefallen.  
 
Ursache für das Zurückdrehen der Re-
formschraube war insbesondere der 
Kampf um Wählergruppen. So wurden die 
Auswirkungen der gestiegenen Inflation 
durch eine außerplanmäßige Rentenerhö-
hung, die Erhöhung der Pendlerpauschale 
und die Verringerung des Mehrwertsteuer-
satzes auf Medikamente gemildert. Ar-
beitsmarktpolitisch ist insbesondere die 
Schaffung eines Bezuschussungssystems 
für die betriebliche Ausbildung zu kritisie-
ren. Außerdem wird die Arbeitslosenversi-
cherung durch Absenkung der Beitrags-
sätze für Geringverdiener für verteilungs-
politische Ziele instrumentalisiert, obwohl 
diese ordnungspolitisch eigentlich allein 
über das Steuersystem zu realisieren sind. 
 
IW-Reformbarometer für Deutschland, 
Österreich, Schweiz  
(September 2002 = 100) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: IW Köln, Wirtschaftskammer Österreich, 
Avenir Suisse 
 

 
In Deutschland war die Abwärtsbewegung 
des Reformbarometers zwar nicht ganz so 
stark wie in Österreich, angesichts des 
niedrigeren Ausgangsniveaus und einem 
Minus von 3,5 Punkten landet die Bundes-
republik aber dennoch mit 107,3 Punkten 
auf den letzten Platz. 
 
 
 

 
Nachdem in der ersten Hälfte der derzeiti-
gen Legislaturperiode mit der Reform der 
Unternehmenssteuer und der Anhebung 
des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre 
noch wichtige Reformprojekte angescho-
ben wurden, ist das Barometer nun seit 
Mitte 2007 rückläufig. Gründe hierfür sind 
etwa die Senkung der Arbeitsanreize 
durch die Verlängerung des ALG-I-Bezugs 
und die Pläne zur Ausweitung flächende-
ckender Mindestlöhne. Auch die deutliche 
Erhöhung der Lohnzusatzkosten, die mit 
der Einführung des Gesundheitsfonds ein-
hergeht, lässt das Reformbarometer ab-
sinken. 
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2.1) Die Baustoff-, Kies und Sand- und Natursteinin dustrie im Jahr 2008  
 
Die Natursteinindustrie 
 
 

Versand und Umsatz im Gesamtgebiet 
 

Tabelle 1 a 
 
Der Versand nahm im vergangenen Jahr gegenüber dem Vorjahr in allen drei Bundeslän-
dern zu.   
 
Insgesamt ist ein Plus bei der Tonnage von 4,2 % zu verzeichnen. 
 
 

Versand in Tonnen Veränderung  
2007 2008 in % 

Niedersachsen 6.734.536 7.157.006 6,2732 
Nordrhein -
Westfalen 18.507.042 19.114.909 3,2845 

Rheinland-Pfalz 15.009.209 15.697.458 4,5855 

Insgesamt 40.250.787 41.969.373 4,2697 
 
 
 

Tabelle 1 b 
 
In Niedersachsen konnte der Umsatz um fast 7,4 % gesteigert werden. Im Bereich aller drei 
Bundesländer ist ein Plus von gut 6 % zu verzeichnen. 
 
 

Umsatz in € Veränderung  
2007 2008 in % 

Niedersachsen 51.621.945 55.416.102 7,3499 
Nordrhein -
Westfalen 117.355.984 123.957.939 5,6256 
Rheinland-Pfalz 100.491.448 106.456.986 5,9364 
Insgesamt 269.469.377 285.831.028 6,0718 
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Versand der Bundesländer 1990 bis 2008 

 
Die langfristige Entwicklung für die Bundesländer zeigt folgendes Verlaufsdiagramm: 
 
 

 
 
 
Hier ist zu bemerken, dass ein größeres Unternehmen im Jahre 1993 aus- und im Jahre 
2000/2001 wieder eintrat. Insofern sind die „Sprünge“ in der Kurve zu erklären. 
 
 
 
 

Tabelle 2 
 

Versand nach Quartalen 2007 / 2008 
gem. Monatsstatistik des Verbandes 

 
 
 

Anteil    Veränderung    

in % in % 

1. Quartal  15,7187 1,5466 

2. Quartal 26,7085 10,5006 

3. Quartal 31,6919 0,6637 

4. Quartal 25,8809 -10,8513 
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Tabelle 3 

 
Versand an Brecherprodukten 

  
 
 

2007 2008 Veränderung  

  
Anteil in 

%   
Anteil in 

% in % 

Hochbau           

Gesteinskörnungen für Beton und Mörtel 1.464.228 4,3669 1.626.604 4,6394 11,0895 

Tief- und Straßenbau           

Betonbauweise  
(Splitt/Edelsplitt, Brechsand, Edelbrechsand) 17.297.711 51,5890 17.285.025 49,3003 -0,0733 

hydraulisch gebundene Gemische  
(Straßenschotter, Mineralbeton) 13.883.029 41,4050 15.119.154 43,1228 8,9039 

Gleisschotter 884.907 2,6392 1.029.930 2,9376 16,3885 

Summe 33.529.875 100,0000 35.060.713 100,0000 4,5656 
 
 
 
 

Tabelle 4 
 

Wasserbausteine und sonstiges bearbeitetes Material  
 
 
 
 

 
2007 2008 Veränderung  
in t in t in % 2008 

Wasserbausteine 584.299 528.995 -9,4650 

Pflasterseine 894 837 -6,2913 

Bord-Grenzsteine 57 68 20,3540 

Summe 585.249 529.901 -9,4572 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



   

 
Geschäftsbericht 2008/2009 

Seite 17 

 
Tabelle 5 

 
Versand in Niedersachsen 

 
 
 

    2007 2008 
Veränderung 

2008 

  Hochbau       
1 Gesteinskörnungen für Beton und Mörtel 12.787 10.784 -15,6679 
  Tief- und Straßenbau       

2 
Betonbauweise  
(Splitt/Edelsplitt, Brechsand/Edelbrechsand) 3.532.233 3.735.940 5,7671 

3 
hydraulisch gebundene Gemische  
(Straßenschotter, Mineralbeton) 2.236.678 2.567.373 14,7851 

4 Gesamt Tief- und Straßenbau 5.768.911 6.303.312 9,2635 
5 Wasserbausteine 95.271 72.708 -23,6830 
6 Gleisschotter 259.539 277.182 6,7978 
7 Steinerde (Packlage, Krotzen, Vorabsiebung) 276.533 229.081 -17,1593 
8 sonstige Steine  321.160 263.795 -17,8618 
9         Pflastersteine 335 143 -57,2094 

10         Bordsteine, Grenzsteine etc. 0 0   

11 Gesamt Naturstein  6.734.536 7.157.006 6,2732 
 
 

 
Tabelle 6 

 
Versand in Nordrhein-Westfalen 

 
 

 

    2007 2008 
Veränderung 

2008 

  Hochbau       
1 Gesteinskörnungen für Beton und Mörtel 1.403.734 1.560.478 11,1662 
  Tief- und Straßenbau       

2 
Betonbauweise  
(Splitt/Edelsplitt, Brechsand/Edelbrechsand) 

8.617.495 8.309.304 -3,5763 

3 
hydraulisch gebundene Gemische  
(Straßenschotter, Mineralbeton) 

6.787.861 7.507.106 10,5960 

4 Gesamt Tief- und Straßenbau 15.405.356 15.816.410 2,6683 
5 Wasserbausteine 160.863 166.631 3,5856 
6 Gleisschotter 140.194 135.261 -3,5187 
7 Steinerde (Packlage, Krotzen, Vorabsiebung) 1.200.763 1.222.521 1,8120 
8 sonstige Steine  195.517 212.846 8,8632 
9 Pflastersteine 559 694 24,2614 

10 Bordsteine, Grenzsteine etc. 57 68 20,3540 

11 Gesamt Naturstein  18.507.042 19.114.909 3,2845 
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Tabelle 7 

 
Versand in Rheinland-Pfalz 

 
 

  2007 2008 
Veränderung 

2008 

  Hochbau       
1 Gesteinskörnungen für Beton und Mörtel 47.707 55.342 16,0039 
  Tief- und Straßenbau       

2 
Betonbauweise  
(Splitt/Edelsplitt, Brechsand/Edelbrechsand) 

5.147.983 5.239.781 1,7832 

3 
hydraulisch gebundene Gemische  
(Straßenschotter, Mineralbeton) 

4.858.489 5.044.675 3,8322 

4 Gesamt Tief- und Straßenbau 10.006.473 10.284.456 2,7780 
5 Wasserbausteine 328.165 289.657 -11,7345 
6 Gleisschotter 485.174 617.487 27,2712 
7 Steinerde (Packlage, Krotzen, Vorabsiebung) 1.391.429 1.656.700 19,0646 
8 sonstige Steine  672.201 517.004 -23,0879 
9         Pflastersteine 0 0   

10         Bordsteine, Grenzsteine etc. 0 0   

11 Gesamt Naturstein *inkl. Lava 15.009.209 15.697.458 4,5855 
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Tabelle 9 

 
Langfristige Entwicklung 

 
Seit 1980 weist der Verband die langfristige Entwicklung der Absatzzahlen in den drei Bun-
desländern und im Gesamtgebiet aus, jeweils bezogen auf das Vorjahr. 
 

Versandentwicklung 1979 bis 2008 
Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

 
 

Jahr Niedersachsen Nordrhein-
Westfalen Rheinland-Pfalz Gesamtgebiet 

1979 100,0 100,0 100,0 100,0 

1980 -13,4 -3,8 -7,8 -7,0 

1981 -4,4 -12,3 -8,9 -9,7 

1982 2,8 1,3 -0,4 0,8 

1983 -5,5 1,3 3,2 1,1 

1984 21,2 -1,9 -9,6 -2,0 

1985 -4,1 0,7 -7,0 -3,5 
1986 7,7 8,5 -2,5 3,7 
1987 -9,2 -0,7 -4,8 -4,1 
1988 4,7 2,7 6,7 4,6 
1989 14,6 9,0 2,6 7,5 
1990 -7,4 2,3 5,5 1,6 
1991 10,5 0,6 -1,0 1,9 
1992 6,0 4,3 7,8 6,0 
1993 -13,9 -7,2 -0,8 -6,1 
1994 13,0 3,1 5,8 6,8 
1995 -10,5 -4,3 -0,2 -5,3 
1996 -2,8 -7,1 -9,1 -6,3 
1997 6,0 10,7 3,0 7,2 
1998 -5,1 5,0 0,1 0,6 
1999 19,1 13,5 22,9 17,4 
2000 -10,5 1,6 4,9 -1,4 
2001 -1,4 -11,7 -12,8 -8,9 
2002 -12,3 -6,3 -6,7 -7,6 
2003 8,4 -1,0 -9,0 -3,1 
2004 -4,4 -0,3 1,4 -0,3 
2005 0,7 0,6 2,5 1,4 
2006 8,2 6,0 1,5 4,4 
2007 -7,8 -0,9 -1,6 -2,3 
2008 6,3 3,3 4,6 4,3 
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Versand und Umsatz Kies- und Sand-
Industrie 
 
Die nachstehenden Tabellen zeigen, dass 
sowohl in Nordrhein-Westfalen als auch in 
Niedersachsen der Versand in Tonnen 
und der Umsatz im Vergleich zum Jahr 
2007 gesteigert werden konnte. 
 
 

Versand in Tonnen und Umsatz 2007 

 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

 
Versand 

in Tonnen 
Versand  
in Euro 

Nordrhein-
Westfalen 

3.958.031 20.745.173 

Niedersachsen 4.400.690 20.660.500 

Gesamt 8.358.721 41.405.673 

 
 

Versand in Tonnen und Umsatz 2008 
 

Versand 
in Tonnen 

Versand  
in Euro 

Nordrhein-
Westfalen 

4.092.732 21.692.826 

Niedersachsen 4.511.702 21.762.778 

Gesamt 8.604.434 43.455.604 

 
 

Veränderung in % 2007 zu 2008 
 

Versand 
in Tonnen 

Versand  
in Euro 

Nordrhein-
Westfalen 

3,40 4,57 

Niedersachsen 2,52 5,34 

Gesamt 2,94 4,95 
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Erzeugerpreisindizes ausgewählter Steine- und Erden -Erzeugnisse 

(ohne MwSt.; Basis: 2000 = 100) 
 

Steine-und-Erden-Erzeugnisse GP-Nummer  2006 2007 2008 2008/07 
(%) 

Brechsande und Körnungen für 
den Beton-, Wege- und Bahnbau 1421 12 303 99,8 103,1 106,4 +3,2 

Natursteinerzeugnisse [Werkstein]  267 92,6 93,7 98,4 +5,0 

Kalkstein für die Herstellung von 
Zement, Branntkalk u.a. 1412 10 530 104,7 108,3 112,0 +3,3 

Kalk  2652 110,9 115,4 119,9 +4,0 

Bausand  1421 11 903 94,3 95,8 96,8 +1,1 

Baukies 1421 12 133 105,5 109,2 110,5 +1,2 

Asphaltmischgut 1421 13 500 110,8 119,2 124,7 +4,6 

Frischbeton [Transportbeton] 2663 10 000 92,3 94,3 99,4 +5,4 

Mörtel und anderer Beton,  
nicht feuerfest 2664 10 108,2 111,6 114,8 +2,9 

Baublöcke und Mauersteine, aus 
Beton oder Kalksandstein  2661 11  99,2 99,6 101,8 +2,2 

Gehweg-, Belagplatten aus Beton 
oder Kalksandstein 2661 11 504 102,6 101,4 104,6 +3,1 

Pflaster-, Bord-, Rinnsteine u.ä.   
Erzeugnisse aus Beton 2661 11 505 96,5 98,9 102,1 +3,2 

Vorgefertigte Bauelemente aus 
Beton oder Kalksandstein 2661 12 101,7 106,0 108,2 +2,0 

Rohre aus Beton 2661 13 000 102,5 105,1 107,3 +2,1 

Vorgefertigte Gebäude aus Beton 
oder Betonfertigteilen  2661 20 93,9 94,9 95,4 +0,6 

Ziegel- und Baukeramik  264 103,9 108,5 109,7 +1,1 

Baustoff-/Steine- und Erden-
Erzeugnisse insgesamt   100,3 103,6 106,9 +3,2 

Quelle:  BV MIRO, nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
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2.2) Die Naturwerkstein-Industrie  
 im Jahr 2008  
 

Tabelle 11 
Umsatzentwicklung 2008 

 
Der nachfolgenden Tabelle kann entnom-
men werden, dass sich der Umsatz im 
vergangenen Jahr in Nordrhein-Westfalen 
gesteigert hat, in Niedersachsen und 
Rheinland-Pfalz sind Umsatzrückgänge zu 
verzeichnen. 
 
 

Bundesland 
Veränderung  
2007 zu 2008 

in % 

Nordrhein-Westfalen 7,3670 

Niedersachsen -0,9528 

Rheinland-Pfalz -1,1824 

Gesamt 3,4229 

 
 
 

Tabelle 12 
 

Umsatzentwicklung der 
Gesteinsgruppen 2008 

 
 
 
 

Gesteins- 
gruppen 

Anteil in 
% 

2007 

Anteil in 
% 

2008 

Verände - 
rung in 

%  
Anröchter  
Stein 5,4712 6,2189 17,5555 

Basaltlava,  
Tuff, Trachyt 19,0903 18,3738 -0,4590 

Grauwacke, 
Sandstein 30,1809 30,7715 5,4466 

Marmor,  
Granit 45,2575 44,6358 2,0022 

Gesamt 100,0000 100,0000 3,4229 
 
 
 
 
 
 
 

2.3) Sozialdaten 
 
Erstmals in diesem Jahr haben wir die 
„Entwicklung der Arbeitnehmer/innen“ in 
unseren Geschäftsbericht aufgenommen.   
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3.) Aus der Arbeit des Verbandes 
 
Im Berichtsjahr bot der Wirtschaftsverband 
- wie in den vorangegangenen Jahren - 
den ihm 168 angeschlossenen Direktmit-
gliedern mit 305 Betrieben sowie 51 indi-
rekten Mitgliedern, ein umfassendes In-
formations- und Beratungsspektrum. 
 
In seiner Eigenschaft als Arbeitgeberver-
band unterstützt er seine Mitglieder insbe-
sondere bei der betrieblichen Umsetzung 
von tariflichen Öffnungsklauseln, der Füh-
rung von gerichtlichen Verfahren von 
grundsätzlicher Bedeutung und informierte 
und beriet diese in arbeits- und sozialrech-
tlichen Angelegenheiten. Einen weiteren 
Schwerpunkt bildete die Tarifrunde 2008. 
 
Die Beratung in umwelt- und genehmi-
gungsrechtlichen Angelegenheiten, die In-
teressenvertretung im Rahmen von Ge-
setzgebungsvorhaben sowie die Intensi-
vierung der Kontakte zu politischen Ent-
scheidungsträgern stellte sich zudem als 
Schwerpunkt des Verbandes in seiner 
Funktion als Wirtschaftsverband dar. 
 
Diese Linie wird der Verband auch weiter-
hin verfolgen. So wird er in Zukunft glei-
chermaßen ein besonderes Gewicht auf 
die bewährte tarifpolitische und arbeits-
rechtliche Vertretung und Beratung legen 
sowie sich für die stetige Verbesserung 
der Rahmenbedingungen im Zusammen-
hang mit der Rohstoffsicherung einsetzen. 
 
 

 
 
 
 
 

3.1) Tarifpolitik, Arbeits- und Sozialpo-
litik 

 
Tarifrunde 2008 
 
In der Tarifrunde 2008 erzielte der Wirt-
schaftsverband in seinen drei Verbandsge-
bieten Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen/Bremen/Hamburg/Schleswig-Holstein 
sowie Rheinland-Pfalz/Saarland für die Mit-
gliedsunternehmen moderate Tarifabschlüs-
se.  
 
Die Vereinbarung einer kurzen Laufzeit 
stellt sich rückblickend vor dem Hinter-
grund der derzeitigen wirtschaftlichen La-
ge, als vorausschauend und insofern vor-
teilhaft dar.  
 
Um im Zuge der Tarifverhandlung auch 
weiterhin den strukturellen Unterschieden 
in den drei Verbandsräumen entsprechen 
zu können, wird es auch künftig bei der 
bewährten Aufspaltung in die drei Tarifge-
biete bleiben. 
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Entgeltrahmentarifvertrag 
 
Mit der Einführung der Entgeltrahmentarif-
verträge hat der Wirtschaftsverband eine 
Grundstruktur geschaffen, die es ermög-
licht, die Mitarbeiter differenziert unter Zu-
grundelegung ihrer tatsächlichen Tätigkeit 
einzustufen.  
 
Die vergangenen Jahre belegen, dass das 
gewählte System, einschließlich der ver-
änderten und in sofern abgesenkten Ent-
geltstruktur, von Vorteil für die ange-
schlossenen Unternehmen ist.  
 

    
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Tarifvertragliche Öffnungsklauseln und 
Flexibilisierungsmöglichkeiten 
 
Mit Erfolg kann der Verband auf die in den 
Tarifverträgen verankerten Öffnungsklau-
seln und Flexibilisierungsmöglichkeiten 
blicken.  
 
Denn die Tatsache, dass die Anzahl der 
verbandsseitigen Unterstützung im Zu-
sammenhang mit der betrieblichen Um-
setzung von Flexibilisierung stetig von 
Mitgliedern nachgefragt wird, belegt, dass 
der Verband in den vergangenen Jahren 
einen guten Grundstock gelegt hat, der es 
den Unternehmen ermöglicht, auch in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten flexibel 
zu reagieren. 
 
 
Arbeitszeitkonten 
 
Die Möglichkeit individueller Arbeitszeitge-
staltung ist insbesondere in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten für die Unternehmen 
der Steine- und Erden-Industrie von im-
menser Bedeutung. So bieten die Tarifver-
träge des Wirtschaftsverbandes, die für 
die Unternehmen lediglich Rahmenbedin-
gungen vorgeben, die Möglichkeit zu indi-
viduellen Arbeitszeitgestaltungen. Im Be-
richtsjahr hat eine Vielzahl der Unterneh-
men eine Arbeitszeitflexibilisierung, zuge-
schnitten auf ihre betrieblichen Bedürfnis-
se, durch den Abschluss von Betriebsver-
einbarungen eingeführt.  
 
Diesen Unternehmen stand der Verband 
insbesondere im Zuge der Verhandlungen 
mit dem Betriebsrat unterstützend zur Sei-
te. Betriebsversammlungen nutzte der 
Verband, um über die Vorteile von Ar-
beitszeitkonten, einschließlich deren viel-
fältiger Gestaltungsmöglichkeiten, zu in-
formieren.  
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Tarifvertrag zur Standortförderung 
 
Mit dem Tarifvertrag zur Standortförderung 
wurde eine tarifvertragliche Öffnungsklau-
sel zur Reduzierung tariflicher Leistungen 
eingeführt, um die Beschäftigung zu si-
chern und die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen zu stärken.  
 
Vorteilhaft bei diesem Instrument ist, dass 
diese Regelung nicht dann erst greift, 
wenn bereits wirtschaftliche Schwierigkei-
ten bestehen. Sie setzt vielmehr einen 
Schritt früher ein, denn sie dient der Ver-
hinderung des Eintretens wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten.  
 
Bezogen auf einen Zeitraum von 12 Mona-
ten, ermöglicht dieses Instrument eine 
Kürzung tariflicher Leistungen bis zu einer 
Gesamthöhe von einem Monatsentgelt, 
was schlussendlich ein weites Anwen-
dungsspektrum bietet. So kann neben der 
Kürzung des Tarifentgeltes z. B. auch die 
Reduzierung von Urlaubstagen oder von 
zusätzlichem Urlaubsgeld in Betracht ge-
zogen werden.  
 
Viele Unternehmen, die auf dieses Instru-
ment im Berichtsjahr zurückgegriffen ha-
ben, wurden durch den Verband erfolg-
reich unterstützt. Diese Tatsache, verbun-
den mit den vielfältigen Ausgestaltungs-
möglichkeiten, ist ein Beleg dafür, dass 
der Verband in seiner tarifpolitischen Ar-
beit seiner Zielsetzung entspricht, den 
Unternehmen Tarifverträge zur Verfügung 
zu stellen, durch die sie konkurrenzfähig 
bleiben. 
 
 
Winterentlassung 
 
Die Tarifverträge des Wirtschaftsverban-
des sehen für die ihm angeschlossenen 
Mitglieder die Möglichkeit vor, mit einer 
verkürzten Kündigungsfrist witterungsbe-
dingte Entlassungen auszusprechen. Dass 
dieses Instrument für die Steine- und Er-
den-Industrie unverzichtbar ist, belegt 
auch das Berichtsjahr, in dem wiederum 
viele Unternehmen Rückgriff auf diese 
Regelung nahmen. 

 
Der Wirtschaftsverband stand den Mit-
gliedsunternehmen im Zusammenhang mit 
der Nutzung beratend zur Seite und infor-
mierte umfassend über die einzuhaltenden 
Vorschriften.  
 
Der Wirtschaftsverband wird sich auch 
weiterhin für die Aufrechterhaltung der 
witterungsbedingten Kündigung in der 
Steine- und Erden-Industrie einsetzen. 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der im-
mer mal wieder seitens der Bundesregie-
rung angedachten Zielsetzung, dieses 
Instrument durch das in der Baubranche 
eingeführte Saisonkurzarbeitergeld abzu-
lösen, ist die Arbeit des Verbandes darauf 
gerichtet, diesem Ansinnen mit Erfolg ent-
gegenzutreten, so wie vor zwei Jahren 
geschehen. 
 
 
Befristete Arbeitsverträge 
 
In Erweiterung der gesetzlichen Regelun-
gen können die dem Wirtschaftsverband 
angeschlossenen Unternehmen befristete 
Arbeitsverträge bis zu einer Gesamtdauer 
von 48 Monaten abschließen. Gleichfalls 
ausgedehnt wurde tarifvertraglich die An-
zahl der zulässigen Verlängerungen von 
drei auf sechs.  
 
Im Geschäftsjahr nutzten eine Vielzahl der 
Unternehmen diese tarifvertragliche Rege-
lung, mit der den Unternehmen ein Weg 
geebnet wurde, sich nicht dauerhaft son-
dern flexibel und mithin ausgerichtet an 
der jeweiligen Auftragslage, an Personal 
zu binden. 
 
Der Wirtschaftsverband stand den Unter-
nehmen beim Abschluss derartiger Ver-
träge beratend zur Seite. 
 
 
Tarifvertrag zur Reduzierung der Jah-
ressondervergütung 
 
Auch dieser vom Wirtschaftsverband ab-
geschlossene Tarifvertrag stellt sich als 
ein weiteres Instrument zur Reduzierung 
tariflicher Leistungen, beschränkt auf die 
Jahressondervergütung, dar.  
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Auf diese Reduzierungsmöglichkeit hat im 
Berichtsjahr gleichfalls eine Vielzahl von 
angeschlossenen Unternehmen erfolg-
reich Rückgriff genommen. 
 
 
Arbeits- und sozialrechtliche Beratung 
 
Ein weiterer Schwerpunkt stellt die arbeits- 
und sozialrechtliche Beratung der Unter-
nehmen in sonstigen Fällen sowie die tarif-
liche Überleitung neu eingetretener Unter-
nehmen in den Wirtschaftsverband dar. 
 
So unterstützte der Wirtschaftsverband in 
einer Vielzahl von Fällen beim Abschluss 
von Aufhebungsverträgen, begleitete er-
folgreich den Abschluss außergerichtlicher 
Vergleiche und nahm in Fällen von grund-
sätzlicher Bedeutung die arbeitsgerichtli-
che Prozessvertretung wahr. 
 
Ein weiterer Beratungsschwerpunkt konn-
te zu den Themen „Schwerbehinderte, 
teilweise erwerbsgeminderte Arbeitnehmer 
und Langzeiterkrankte“ verzeichnet wer-
den. Der Verband beriet zu diesen The-
menkomplexen eine Vielzahl von Unter-
nehmen und gab erfolgreich Hilfestellung 
im Zusammenhang mit dem durchzufüh-
renden betrieblichen Eingliederungsma-
nagement. 
 
Im Zuge der tariflichen Überleitung neu 
eingetretener Unternehmen konnte der 
Verband erfolgreich auf eine für die Unter-
nehmen interessengerechte Lösung hin-
wirken. 
 
Neben den eigens vom Verband erarbeite-
ten Musterverträgen wurden die Mitglieder 
in altbewährter Weise einmal monatlich 
durch Rundschreiben zu den Themen-
komplexen, „gesetzliche Neuerungen“, 
„Rechtsprechung“ sowie „Praxistipps“ in-
formiert. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ausblick 
 
Der Wirtschaftsverband wird auch im 
kommenden Jahr für die Weiterentwick-
lung moderner Tarifverträge und vor dem 
Hintergrund der in Kürze anstehenden 
Tarifverhandlungen für einen gangbaren 
Tarifabschluss kämpfen sowie die Bera-
tung und Unterstützung der Unternehmen 
in arbeits- und sozialrechtlichen Fallgestal-
tungen weiterhin umfassend fortführen. 
 
 
3.2 Wirtschafts- und Steuerrecht    
 
Förderprogramme 
 
Zur Information, welche Förderprogramme 
den Mitgliedern auf Europa-, Bundes- und 
Landesebene zur Verfügung stehen, hat 
der Wirtschaftsverband eine umfassende 
Aufstellung erarbeitet.  
 

 
 
Neben den Förderprogrammen, die insbe-
sondere für die Mitgliedsunternehmen von 
direktem Interesse sind, beinhaltet die 50-
seitige Ausarbeitung gleichfalls die För-
dermöglichkeiten von privaten Bauherren, 
die insbesondere in Gesprächen mit die-
sen für die Mitgliedsunternehmen von 
Nutzen sein können. 
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Rückstellungen für Rekultivierungen 
 
Erfolgreich stellt sich die Beratungstätig-
keit des Wirtschaftsverbandes im Zusam-
menhang mit dem Themenkomplex 
„Rückstellung für Rekultivierung“ dar.  
 
So konnten insbesondere die durch Be-
triebsprüfungen ausgelösten Fragestellun-
gen zum Abzinsungsverbot sowie zur Be-
wertung von Rekultivierungsrückstellun-
gen mit einem für die Unternehmen positi-
ven Ergebnis gelöst werden. 

 
Der vom Bundesver-
band Mineralische Roh-
stoffe e. V. (MIRO) zu 
diesem Themenkomp-
lex alljährlich veranstal-
tete Erfahrungsaus-
tausch „Rückstellungen 

für Rekultivierungen“ wurde durch die Ge-
schäftsführung des Wirtschaftsverbandes 
inhaltlich begleitet. 
 
 
 

Bundes- und Landes-
straßenbau 
 
 
 

 
Neben allgemeinen Informationen zu 
Straßenbauprojekten führte der Wirt-
schaftsverband auch in diesem Berichts-
jahr unter Einbindung von interessierten 
Mitgliedsunternehmen Gespräche mit den 
zuständigen Landesstraßenbaubehörden. 
 
Auf der Agenda bei diesen Terminen mit 
dem Bauministerium des Landes Nord-
rhein-Westfalen, der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau und Ver-
kehr sowie dem Rheinland-Pfälzischen 
Landesamt für Mobilität standen die The-
men „zukünftige Straßenbauentwicklung“, 
„geplante Ausschreibungen“ sowie „PP-
Projekte“. 
 
 
 
 

 
Vor dem Hintergrund, dass diese Gesprä-
che bei den Mitgliedsunternehmen auf 
große Resonanz stoßen, wird der Wirt-
schaftsverband seine Kontakte zu den 
vorgenannten Behörden intensivieren und 
den Unternehmen in alt bewährter Form 
die Teilnahme an derartigen Informations-
gesprächen ermöglichen.  
 
 
3.3) Rohstoffsicherung, Raumordnung 

und Landesplanung 
 
Die Gewinnung und Weiterverarbeitung 
von Kies und Sand, Naturstein und Natur-
werkstein für den Straßen-, Bahn- und 
Häuserbau ist von herausragender Bedeu-
tung für die Wirtschaft. Auf die planungs-
rechtliche Sicherung von abbauwürdigen, 
mineralischen Rohstoffen legte die Ge-
schäftsführung des Wirtschaftsverbandes 
auch in diesem Berichtsjahr ein besonde-
res Augenmerk. 
 
Eine zentrale Aufgabe stellt die Interes-
senvertretung der Mitgliedsunternehmen 
bei der Aufstellung der Regionalpläne dar. 
Darüber hinaus stand im Fokus der ver-
bandlichen Arbeit die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für eine nachhaltige 
Rohstoffsicherung auf Landes- und Re-
gionalebene. Zur Erreichung dieses Ziels 
wurden Imagekampagnen für die Steine- 
und Erden-Industrie durchgeführt und poli-
tisches Lobbying auf allen Ebenen betrie-
ben. 
 
Bedingt durch die guten Kontakte zu den 
Planungsbehörden konnte bereits im Vor-
feld der Aufstellung der Regionalpläne 
eine Verbandsbeteiligung erreicht werden. 
Resultierend daraus wurden die Unter-
nehmen interessengerecht vertreten, was 
nicht zuletzt einen messbaren Vorteil ge-
genüber Nicht-Mitgliedern darstellt. 
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Dank der guten Kontakte zu Einzelperso-
nen in Ministerien, gestaltet der Verband 
die planungsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen insbesondere durch Abgabe von 
Stellungnahmen zu Gesetzesentwürfen, 
Verordnungen und Erlassen, vornehmlich 
auf dem Gebiet der Landes- und Regio-
nalplanung. 
 
Zur Visualisierung aller für die betriebliche 
Rohstoffsicherung relevanten öffentlichen 
Geoinformationen setzte sich der Wirt-
schaftsverband dafür ein, den Mitgliedsun-
ternehmen ein  internetbasiertes Online-
System kostenlos zur Verfügung zu stel-
len. 
 
 
 

 
 

Nordrhein-Westfalen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landesvorsitzender: Dr. Michael Pescher 

 
 
Landesplanung 
 
Mit Blick auf die Vorbereitung der anste-
henden Novellierung des Landespla-
nungsrechts, betonte der Wirtschaftsver-
band im Rahmen zahlreicher Gespräche 
mit politischen Entscheidungsträgern die 
insbesondere auch im landespolitischen  
Interesse bestehende Notwendigkeit  einer 
langfristigen  Sicherung von Rohstoffla-
gerstätten zur ausreichenden Versorgung 
der Bevölkerung mit nichtenergetischen 
Rohstoffen. 

 
Ausgehend davon und insbesondere unter 
Berücksichtigung der Planungssicherheit 
setzte sich der Verband für die Fest-
schreibung eines ausreichenden Zeithori-
zontes ein, der sich für die Unternehmen 
insbesondere aus Gründen der Planungs- 
und Investitionssicherheit als unerlässlich 
darstellt. 
 
Weiterhin stand die Sicherung von endab-
gewogenen Rohstofflagerstätten im Lan-
desentwicklungsprogramm im Zentrum der 
Gespräche.  
 
 
Regionalplanverfahren 
 
Resultierend daraus, dass die regionalpla-
nerische Sicherung von Lagerstätten mi-
neralischer Rohstoffe Grundvorausset-
zung zur Erlangung einer Abgrabungsge-
nehmigung ist, begleitete der Wirtschafts-
verband auch in diesem Geschäftsjahr 
wieder intensiv die anstehenden Regio-
nalplanverfahren mit der Zielsetzung, viele 
Lagerstätten regionalplanerisch zu si-
chern.  
 
Zu diesem Zweck führte der Verband da-
her bereits im Vorfeld der offiziellen Betei-
ligungsverfahren mit den leitenden Pla-
nern der jeweiligen Bezirksregierung um-
fangreiche Gespräche im Sinne der Un-
ternehmensinteressen. Der Erfolg dieser 
Aktivitäten ist messbar; in zahlreichen Fäl-
len führte dies zur Ausweisung von Roh-
stofflagerstätten in der gewünschten Form.  
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Regionalplan Münster, Teilabschnitt 
Münsterland 
 

 
(Quelle: Homepage Bezirksregierung Münster) 

 

Um im Zuge der Neuaufstellung dieses 
Plans eine interessengerechte Rohstoffsi-
cherung im Sinne der dem Verband ange-
schlossenen Unternehmen zu gewährleis-
ten, steht der Verband in stetigem Kontakt 
mit dem leitenden Planer und brachte zu-
dem   Optionsflächen frühzeitig in die Ent-
wurfsbearbeitung ein. 
 
 
Regionalplan Arnsberg, Teilabschnitt 
Oberbereich Dortmund - östlicher Teil 
 

 
 

(Quelle: Homepage Bezirksregierung Arnsberg) 

 
Im Rahmen der Fortschreibung dieses  
Regionalplans  konnten aufgrund der in-
tensiven Kontakte des Wirtschaftsverban-
des zu dem leitenden Planer für alle be-
troffenen Mitgliedsunternehmen frühzeitig 
die Interessensflächen gemeldet werden.  
 

 
Die Notwendigkeit der Sicherung weiterer 
Rohstofflagerstätten in diesem Bereich 
resultiert insbesondere aus dem beste-
henden dringenden Bedarf an Gesteins-
körnungen für die Straßendecke, was der 
Verband gegenüber der Planungsbehörde 
im Zuge der zahlreich geführten Gesprä-
che stets betonte.  
 
 
Regionalplan Düsseldorf, 51. Änderung 
 

 
 

(Quelle: Homepage Bezirksregierung Düsseldorf) 

 
Im Dezember 2008 fand das 51. Ände-
rungsverfahren, das zum Ziel hatte, den 
bestehenden Plan durch Erstellung einer 
Reservegebietskarte an die bestehenden 
landesrechtlichen Vorgaben anzupassen,  
mit der Bekanntgabe im Gesetz- und Ver-
ordnungsverfahren seinen Abschluss.  
 
Ungeachtet dessen, dass dieser nun ge-
nehmigte Plan -  insbesondere aufgrund 
des durch Erlass reduzierten Vorsorgeho-
rizontes für Lockergesteine - zu einer 
maßgeblichen Beschränkung der Roh-
stoffindustrie geführt hat, kann der Ver-
band dennoch in Teilbereichen auf seine 
erfolgreiche Arbeit zurückblicken. 
 
So konnte für eine Vielzahl von Unter-
nehmen erreicht werden, dass ihre Op-
tionsflächen -  entgegen der ursprüngli-
chen Entwurfsfassung -  Eingang in die 
Reservegebietskarte gefunden haben.  
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Dieses Ergebnis zeigt, dass der Verband 
im Zuge der geführten Gespräche mit Ver-
tretern der Kommunen, des Regionalrates 
sowie der Bezirksplanungsbehörde gute 
Überzeugungsarbeit geleistet hat.  
 
 

 
Dialog Wirtschaft und Umwelt 
 
Ausgehend von der Zielsetzung, im Kon-
sens Nachhaltigkeit und wirtschaftliche 
Entwicklung zur Stärkung des Wirtschafts-
standortes NRW in Einklang zu bringen, 
hatte die Landesregierung vor vier Jahren 
den „Dialog Wirtschaft und Umwelt“ ins 
Leben gerufen. 
 
Neben der Mitgliedschaft des Wirtschafts-
verbandes in den Ausschüssen, obliegt 
Herrn Rechtsanwalt Raimo Benger nun-
mehr der Vorsitz der „Unterarbeitsgruppe 
Rohstoffe“, die sich insbesondere mit den 
Themen Darstellungsmöglichkeiten von 
Rohstofflagerstätten in Regionalplänen, 
planungsrechtliche Rahmenbedingungen 
sowie  Baustoffrecycling befasst. 
 
Dass diese Arbeit insbesondere im Sinne 
der Unternehmen der Steine- und Erden-
Industrie zielführend ist, zeigen die im Be-
richtsjahr getroffenen Beschlüsse zur 
Möglichkeit der „Doppelausweisung“, zu 
dem Bereich „integrierte Projekte“ sowie 
zum Themenbereich „ Einzelfallprüfung in 
der Wasserschutzgebietszone III B“ 
  
 
Rohstoffbericht 
 
Im Berichtsjahr unterstützte der Wirt-
schaftsverband die Fortschreibung des 
Rohstoffberichts, der im Jahre 2005 erst-
mals auf Anregung des Verbandes erstellt 
worden war. Der Verband koordinierte die 
Datenabfrage und arbeitete bei der Erstel-
lung der Erhebungsbögen mit. 
 

 
Vogelschutzgebiete 
 
Das Vertragsverletzungsverfahren der EU-
Kommission gegen Deutschland beinhal-
tete auch die Forderung nach der Erweite-
rung des Vogelschutzgebietes „Unterer 
Niederrhein“ von bislang 20.000 ha auf 
50.000 ha. 
 

 
 
(Quelle: Homepage Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz des Landes NRW) 
 

 
Im Berichtsjahr wurde dieses Vertragsver-
letzungsverfahren mit dem Ergebnis ab-
geschlossen, dass das Gebiet - entgegen 
der Forderung -  lediglich um weitere 
6.000 ha erweitert wurde.  
 
Diese Einigung führt dazu, dass für  eine 
Vielzahl von Unternehmen nunmehr keine 
Betroffenheit mehr gegeben ist. 
 
Nunmehr sind die Aktivitäten des Verban-
des darauf gerichtet, den Maßnahmen-
plan, der für das Gebiet erstellt wird, im 
Interesse der Unternehmen mit auszuge-
stalten. Diesbezüglich steht er mit Vertre-
tern der Landeregierung in Kontakt.  
 
 
Kiesabgabe 
 
Auch in diesem Berichtsjahr beschäftigte 
sich der Landtag mit der Einführung einer 
Kiesabgabe. Unter Mithilfe einiger Vertre-
ter der FDP- und CDU-Fraktion konnte der 
Wirtschaftsverband die Einführung dieser 
Rohstoffabgabe erfolgreich abwenden. 
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Bergische Grauwacke 
 

 
 
(Quelle: Oberberg Aktuell - Internetzeitung  für die Region) 
  
Im Zuge der 900 Jahr-Feier der Gemeinde 
Lindlar und der Regionale 2010 im Ober-
bergischen Kreis wurde das Projekt „Ber-
gische Grauwacke“ initiiert, bei dem der 
Wirtschaftsverband neben dem Oberber-
gischen Kreis sowie der Gemeinde Lindlar 
einer der Projektträger ist. Im Geschäfts-
jahr wurde nach intensiven Vorbereitun-
gen in Zusammenarbeit mit den Unter-
nehmen  im Rahmen einer  erfolgreichen 
Pressekonferenz der Startschuss für das 
Projekt gegeben. Der Wirtschaftsverband 
wird das Projekt auch weiterhin aktiv be-
gleiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

Niedersachsen/ 
Nordwestdeutschland 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landesvorsitzender: Dirk Wegener 
 
 
Landesraumordnungsprogramm Nie-
dersachsen 
 
Die Novellierung des Landesraumord-
nungsprogramms wird vom Wirtschafts-
verband intensiv begleitet. 
 

 
 
(Quelle: Homepage Landesamt für Bergbau, Energie und 
Geologie des Landes Niedersachsen)  

 
Zu diesem Zweck steht der Wirtschafts-
verband mit Vertretern der Landesregie-
rung in engem Kontakt.  
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Bereits frühzeitig ergriff der Wirtschafts-
verband die Gelegenheit, vor dem Hinter-
grund des zunehmenden Mangels an 
hochwertigen Kiesen und Sanden und der 
Verknappung von Hartgesteinen,  auf die 
dringende erforderliche Notwendigkeit der 
Sicherung weiterer Rohstofflagerstätten 
auf Landesebene hinzuwirken. Nicht zu-
letzt war dieser Umstand auch Anlass für 
die Gespräche, die der Verband mit den 
Mitgliedern des Landtagsausschusses für 
Landesentwicklung führte. 
 
Der Verband wird weiterhin konstruktiv bei 
der Fortschreibung des Landesraumord-
nungsprogramms mitwirken.  
 
 
Landesentwicklungsplan Schleswig-
Holstein 
 

 
 
(Quelle: Homepage Innenministerium des Landes Schles-
wig-Holstein) 

 
Im Zuge der Novellierung des Landesent-
wicklungsplans Schleswig-Holstein war die 
Verbandsarbeit im Berichtsjahr darauf 
ausgerichtet, die Schwerpunkträume für 
den Abbau oberflächennaher Rohstoffe 
mit den Bedarfsflächen der Unternehmen 
in Einklang zu bringen. 
 
Zur interessensgerechten Vertretung der 
Unternehmen gab der Verband schriftliche 
Stellungnahmen ab und führte Gespräche 
mit dem für die Raumordnung zuständigen 
Innenministerium. 
 
 
 

 
Regionale Raumordnungsprogramme 
 

Der Wirtschafts-
verband stand 
auch in diesem 
Geschäftsjahr mit 
allen Planungs-
behörden inten-
siv in Kontakt die 
Zielsetzung ver-
folgend, dass ab- 
bauwürdige Roh- 

stofflagerstätten in den Regionalen Rau-
mordnungsprogrammen durch eine ent-
sprechende Ausweisung eine langfristige 
Sicherung erfahren.  
 
Die in Fortschreibung befindlichen RROP 
hat der Verband intensiv insbesondere 
durch Abgabe von Stellungnahmen beglei-
tet. 
 
 
Großraum Braunschweig 
 
Der Wirtschaftsverband begleitete das 
Verfahren zur Fortschreibung des Regio-
nalen Raumordnungsprogramms, welches 
im Jahre 2008 abgeschlossen wurde, er-
folgreich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Quelle: Homepage Zweckverband Großraum Braun-
schweig) 
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Landkreis Göttingen 
 
Der RROP Göttingen wird derzeit fortge-
schrieben. Der Wirtschaftsverband ist in 
den Prozess der Entwurfserarbeitung ein-
gebunden. Bereits im Vorfeld konnte er 
eine Stellungnahme im Sinne der unter-
nehmerischen Interessen zur Rohstoffsi-
cherung abgegeben. 
 
 
Vogelschutzgebiete 
 
Nachdem das Verfahren zur Nachmeldung 
von Vogelschutzgebieten, zu dem das 
Land Niedersachsen aufgrund des Ver-
tragsverletzungsverfahrens der EU-Kom-
mission gezwungen war, im Interesse der 
betroffenen Unternehmen im Berichtsjahr 
seinen Abschluss gefunden hat, sind die 
Aktivitäten der Geschäftsstelle nunmehr 
auf die unternehmensgerechte Unter-
schutzstellung dieser Gebiete im  Verord-
nungswege gerichtet.  
 

 
 
(Quelle: Homepage Niedersächsischer Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz) 

 
Zu diesem Zweck steht der Verband mit 
den im Lande Niedersachsen zuständigen 
Landkreisen in engem Kontakt. Bestre-
bung ist es, dass die Natur- und Land-
schaftsschutzverordnungen eine unter-
nehmensverträgliche Ausgestaltung erfah-
ren.  
 
 
 
 

 

 
 

Rheinland-Pfalz/Saarland 
 

 
 

Landesvorsitzender: Thilo Juchem 
 
 
Landesentwicklungsprogramm Rhein-
land-Pfalz (LEP IV) 
 
Im Berichtsjahr ist das vom 
Wirtschaftsverband sehr inten-
siv im Beteiligungsverfahren 
begleitete Landesentwicklungs-
programm IV in Kraft getreten.  

 
Dass der Rohstoffsicherung in diesem 
Programm nunmehr eine größere Bedeu-
tung beigemessen wird als zuvor, ist nicht 
zuletzt auf das massive Intervenieren des 
Verbandes zurückzuführen. So wurde un-
ter anderem in Gesprächen mit politischen 
Entscheidungsträgern stets die Forderung 
erhoben, bereits auf Landesebene ver-
bindliche Vorgaben für die Rohstoffsiche-
rung zu treffen.   
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Regionale Raumordnungspläne (RROP) 

 
 
Der Wirtschaftsverband steht mit den Pla-
nungsgemeinschaften, die zur Anpassung 
der Regionalen Raumordnungspläne an 
das Landesentwicklungsprogramm IV in-
nerhalb von drei Jahren verpflichtet sind, 
in regem Austausch. Bereits frühzeitig 
wurde das Innenministerium als Landes-
planungsbehörde vom Verband auf die 
Problemlage bei der Umsetzung der lan-
desplanerischen Ziele und Grundsätze in 
die Regionalplanung hingewiesen und 
Lösungsvorschläge unterbreitet. 
 
 
Region Trier 
 
Der sich in Fortschreibung befindliche Re-
gionale Raumordnungsplan wird im näch-
sten Berichtsjahr im Entwurf vorliegen. Die 
aufgrund der Berücksichtigung der Vorga-
ben des LEP IV eingetretenen Verzöge-
rungen in der Bearbeitung werden vom 
Wirtschaftsverband genutzt, um sich für 
die langfristige Rohstoffsicherung in der 
Region Trier im Sinne der Mitgliedsunter-
nehmen einzusetzen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Region Mittelrhein-Westerwald 
 
Das Änderungsverfahren zur Erfüllung der 
Auflagen, mit dem der Regionale Raum-
ordnungsplan im Jahre 2006 genehmigt 
wurde, wird vom Wirtschaftsverband sehr 
intensiv begleitet. Im Berichtsjahr konnte 
die vorgeschaltete Dokumentationsphase 
einschließlich eines Erörterungstermins im 
Sinne der betroffenen Unternehmen abge-
schlossen werden. 
 
Bezüglich der Umsetzung der Vorgaben 
des LEP IV steht der Wirtschaftsverband 
in engem Kontakt zur Planungsgemein-
schaft mit der Zielsetzung, dass die in dem 
gültigen RROP festgelegten Rohstoffsi-
cherungsgebiete weiterhin Bestand haben. 
 
 
Rohstoffbeirat 
 
Im Berichtsjahr konnte der Wirtschaftsver-
band als Vertreter der Rohstoffbetriebe in 
Rheinland-Pfalz im Rohstoffbeirat die 
Interessen der Steine- und Erden-Industrie 
verdeutlichen. Sein Hauptaugenmerk lag 
auf der Bedeutung der Rohstoffsicherung 
als Landesaufgabe und dessen Umset-
zung auf regionaler Ebene. Darüber     
hinaus machte sich der Verband für eine 
Stärkung seiner Beteiligungsrechte im 
Rahmen der Aufstellungs- und Fortschrei-
bungsverfahren der Regionalen Raumord-
nungspläne stark.  
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Naturpark Vulkaneifel 
 
Dass die seit Jahren geplante Naturpark-
verordnung „Vulkaneifel“ bis zum heutigen 
Tage noch nicht in Kraft gesetzt wurde, 
geht auf die Aktivitäten des Verbandes 
zurück.  
 

 
 

Der Verband wird seine ablehnende Hal-
tung diesbezüglich solange aufrechterhal-
ten, bis endgültig feststeht, dass die in 
diesem Gebiet angesiedelten Rohstoffbe-
triebe weder auf Regionalplanebene noch 
im Zuge des Genehmigungsverfahrens 
durch den Erlass dieser Verordnung nicht 
in ihrer wirtschaftlichen Betätigung be-
schränkt werden.   
 
 
Vogelschutzgebiete 
 
Die in diesem Berichtsjahr in Aufstellung 
befindlichen Bewirtschaftungspläne für 
Vogelschutzgebiete zum Erreichen der 
Erhaltungsziele, werden durch den Wirt-
schaftsverband in der Gestalt begleitet, 
dass Ortstermine bei den betroffenen Un-
ternehmen zusammen mit der Struktur- 
und Genehmigungsdirektion Nord durch-
geführt und unternehmensgerechte Maß-
nahmen erarbeitet werden. 
 
Die abgestimmten Maßnahmen des Be-
wirtschaftungsplans „Vulkaneifel“ stehen 
kurz vor der Veröffentlichung. Im kom-
menden Berichtsjahr wird sich der Wirt-
schaftsverband für eine unternehmensver-
trägliche Ausgestaltung der Maßnahmen 
im „Unteren Mittelrheingebiet“ einsetzen. 
 

 
Rahmenvereinbarung 
 
Mit dem Umweltministerium Rheinland-
Pfalz steht der Wirtschaftsverband bezüg-
lich einer Rahmenvereinbarung über den 
Schutz von FFH-Arten und europäischen 
Vogelarten bei der Rohstoffgewinnung in 
Kontakt mit der Zielsetzung von Erleichte-
rungen im Genehmigungsverfahren und 
einer höheren Akzeptanz der Steine- und 
Erden-Industrie bei Umweltbehörden und  
-verbänden.  
 
 
Dialog mit dem NABU 
 
Erfreulicherweise konnte der Wirtschafts-
verband mit dem Naturschutzbund des 
Landes Rheinland-Pfalz eine Gemeinsa-
me Erklärung zur Rohstoffsicherung ab-
schließen. Im Rahmen einer Pressekonfe-
renz des Wirtschaftsministers Hering und 
der Umweltministerin Conrad wurde das 
Papier unterzeichnet und von den Ver-
tragspartnern erläutert. 
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3.4) Umweltrecht 
 

Das Umweltrecht nahm 
auch in diesem Be-
richtsjahr wieder einen 
hohen Stellenwert ein.  
 

Zahlreiche Gesetze, Verordnungen und 
Erlasse sind in Kraft getreten bzw. liegen 
im Entwurf vor, zu denen der Wirtschafts-
verband als Beteiligter Kreis schriftliche 
Stellungnahmen erarbeitet hat. Unterstüt-
zend wurden Gespräche mit politischen 
Entscheidungsträgern in Ministerien und 
im Landtag geführt. 
 
Über den Umweltausschuss Nordrhein-
Westfalen des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie, dessen Mitglied der 
Wirtschaftsverband ist, konnte der WBN 
die Position der Steine- und Erden-
Industrie verstärkt in das Gesetzgebungs-
verfahren einbringen. 
 
Der Arbeitskreis Steine und Erden Nord-
rhein-Westfalen, dessen Sprecher der 
Geschäftsführer ist, nimmt sich ebenfalls 
der Themen des Umweltrechts an, speist 
Stellungnahmen in das laufende Gesetz-
gebungsverfahren ein und spricht in Minis-
terien erfolgreich vor. 
 
 
Bürokratieabbau 
 
Im laufenden Be-
richtsjahr begleite-
te der Wirtschafts-
verband die Un-
ternehmen mit Un-
terstützung des 
Arbeitskreises 
Steine und Erden 
erfolgreich bei der 
Umsetzung der 
neuen Zuständig-
keitsverordnung  
Umweltschutz im Rahmen der Kommuna-
lisierung in NRW. 
 
 
 

 
Um insbesondere Verzögerungen im Ge-
nehmigungsverfahren wegen unklarer Zu-
ständigkeiten zu verhindern, konnte er in 
Anbetracht der Einbindung des zuständi-
gen Ministeriums interessengerechte Er-
gebnisse im Sinne der  Unternehmen her-
beiführen. Die Auswirkungen der Kommu-
nalisierung auf die Steine- und Erden-
Industrie werden den Verband auch im 
nächsten Berichtsjahr beschäftigen. 
 
 
Verwertung mineralischer Abfälle 
 
Der zweite Arbeitsentwurf einer neuen 
„Verordnung über den Einbau von minera-
lischen Ersatzbaustoffen in technischen 
Bauwerken und zur Änderung der Bundes-
Bodenschutzverordnung“ stößt weiterhin 
auf große Kritik der Branche.  
 
Hierzu macht der Wirtschaftsverband ge-
genüber Behörden und der Öffentlichkeit 
auf die Probleme der Steine- und Erden-
Industrie in Bezug auf die neuen Richtwer-
te und deren Ort der Beurteilung aufmerk-
sam sowie auf die Folgen bei Einführung 
des Regelwerks der höheren Entsor-
gungskosten, die für die gesamte Volks-
wirtschaft entstehen würden. 
 
In Rheinland-Pfalz ist auf Anregung des 
Wirtschaftsverbandes eine Arbeitsgruppe, 
bestehend aus Unternehmern und dem 
Landesamt für Geologie und Bergbau, 
eingerichtet worden mit der Zielsetzung 
der Erstellung eines Muster-Sonder-
betriebsplans zum Thema Verfüllung. 
 
Mit dem Niedersächsischen Landkreistag 
steht der Wirtschaftsverband bezüglich 
einer Arbeitshilfe zur Verfüllung von Ab-
grabungen in Kontakt mit der Intention, 
Einschränkungen hinsichtlich der Verfüll-
genehmigung von Abgrabungen aufzuhe-
ben. 
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Bodendenkmalschutz   
 
Der Runderlass zur Berücksichtigung des 
Bodendenkmalschutzes bei der UVP in 
Verfahren zur Zulassung oder Genehmi-
gung von Abgrabungen, stand auch in 
diesem Geschäftsjahr im Fokus des Wirt-
schaftsverbandes und des Arbeitskreises 
Steine und Erden NRW. Insbesondere zur 
Kostentragungspflicht konnte trotz zahlrei-
cher Gespräche mit den Verantwortlichen 
im Bauministerium keine Einigung erzielt 
werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Quelle: Homepage LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland) 

 
 
Abgrabungen in Wasserschutzgebieten 
 

Ziel des Wirtschaftsver-
bandes ist für Nordrhein-
Westfalen die Einführung 
einer Einzelfallprüfung 
bei Abgrabungen in der 
Wasserschutzgebietszo-
ne III B.  

 
 
Aufgrund des Umstandes, dass hochwer-
tige Lockergesteinslagerstätten der Fluss-
auen häufig mit dem Schutzregime für 
Trinkwassergewinnung belegt sind, ist zur 
ausreichenden Versorgung der heimi-
schen Bevölkerung mit Kies und Sand 
sowie aufgrund der existentiellen Bedeu-
tung zahlreicher Unternehmen in begrün-
deten Einzelfällen eine Einzelfallprüfung in 
dieser Zone erforderlich. Auch in diesem 
Berichtsjahr hat sich der Verband intensiv 
für eine solche Regelung in NRW einge-
setzt und zahlreiche politische Gespräche 
geführt. 
 
 
 

 
In Niedersachsen hat sich der Wirtschafts-
verband für eine Beibehaltung der bisheri-
gen Regelung in der Verordnung über 
Schutzbestimmungen in Wasserschutzge-
bieten eingesetzt. Hier konnte im laufen-
den Änderungsverfahren erreicht werden, 
dass in der Begründung ein Verweis auf 
die Befreiungsmöglichkeit von einem Ver-
bot der Nassabgrabung in der Schutzzone 
III A aufgenommen wurde. 
 
 
 
 
Wasserentnahme- 
entgeltgesetz 
 
 
Auf allen politischen Ebenen setzten sich 
der Wirtschaftsverband und der Arbeits-
kreis Steine und Erden NRW auch in die-
sem Berichtsjahr für die Abschaffung bzw. 
Reduzierung des Wasserentnahmeent-
geltgesetzes ein. In einem persönlichen 
Gespräch mit Herrn Finanzminister Lins-
sen unterbreitete der Geschäftsführer 
hierzu gesetzliche Änderungsvorschläge 
mit dem Ziel einer Reduzierung der Belas-
tung der Unternehmen. 
 
 
Naturschutzrecht     
 
Die Vereinfachung der Kompensationsre-
gelungen zu Eingriffen nach dem Nieder-
sächsischen Wald- und Naturschutzgesetz 
steht weiterhin im Fokus des Wirtschafts-
verbandes.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Forderungen nach einer Vermeidung 
von Doppelkompensationen sind erfreuli-
cherweise in die Regelungen des Gesetz-
entwurfs zum Waldgesetz eingeflossen.  
 



   

 
Geschäftsbericht 2008/2009 

Seite 38 

 
Die Modernisierung des Naturschutzrech-
tes in Niedersachsen, für die sich der 
WBN auch künftig einsetzt, steht weiterhin 
aus. 
 
Der Wirtschaftsverband wird sich zusam-
men mit dem AK Steine und Erden NRW 
zu der Frage, ob die Integration des Ab-
grabungsgesetzes in das Landschaftsge-
setz NRW für die Steine- und Erden-
Industrie schädlich ist, im Rahmen einer 
Sitzung der Landesregierung positionie-
ren. 
 
Im Weiteren ist zu berichten, dass in Nord-
rhein-Westfalen im April 2008 die neue 
Ökokonto-Verordnung in Kraft trat, nach 
der die Anerkennung vorgezogener Kom-
pensationsmaßnahmen möglich ist. 
 
 
Raumordnungsgesetz 
 
Die Neufassung des Raumordnungsge-
setzes des Bundes wurde im Berichtsjahr 
verabschiedet. Die Steine- und Erdenver-
bände konnten durch Lobbying auf Bun-
des- und Landesebene erreichen, dass 
der Grundsatz der vorsorgenden Rohstoff-
sicherung erhalten und im Sinne der Stei-
ne- und Erden-Industrie ergänzt wurde. 
 
 
Reach 
 
Auch in diesem Berichtsjahr unterstützte 
der Wirtschaftsverband zahlreiche Mit-
gliedsunternehmen bei Fragen zum The-
ma Reach und zur Registrierungspflicht 
von Stoffen und Stoffgruppen. 

 
 
Leitfaden erstellt vom Bundesverband Baustoffe - Steine 
und Erden e. V. 

 

 
3.5) Öffentlichkeitsarbeit - Veranstal-

tungen 
 
Die Öffentlichkeitsarbeit des Wirtschafts-
verbandes ist mehr als nur Presse- oder 
allgemeine Medienarbeit. 
 
Mit dem Ziel vor Augen, die Rohstoffsiche-
rung für unsere Mitgliedsunternehmen zu 
gewährleisten, pflegen wir gegenüber der 
Öffentlichkeit und den politischen Ent-
scheidungsträgern konsequent und per-
manent das Image unserer Branche. 
 
 
Gemeinsame Erklärung zur Rohstoff-
nutzung in Rheinland-Pfalz 
 
Als historisches Ereignis für Rheinland-
Pfalz stellte sich die Unterzeichnung der 
gemeinsamen Erklärung des Naturschutz-
bundes NABU Rheinland-Pfalz e. V. und 
des Wirtschaftsverbandes am 29. Januar 
2009 im Rahmen einer Pressekonferenz 
dar. Umweltministerin Margit Conrad und 
Wirtschaftsminister Hendrik Hering hatten 
zu dieser Pressekonferenz eingeladen.  
 

 
 
Ziel dieser Erklärung ist die Förderung 
einer langfristigen Rohstoffsicherung in 
dem Sinne, dass Rohstoffsicherung und 
Abbau, Naturschutz und soziale Entwick-
lung keine Gegensätze sein müssen und 
für bisher strittige Punkte gemeinsam 
erarbeitete Lösungswege angestrebt wer-
den.  
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Vor diesem Hintergrund beabsichtigt der 
WBN, gemeinsam mit dem NABU weitere 
Projekte aus dem Bereich des aktuellen 
Abbaus und dem Naturschutz, der Nach-
folgenutzung oder aber im Rahmen eines 
großflächigen Projektes zu entwickeln und 
umzusetzen.  
 
 
Rohstofftag Rheinland-Pfalz 2008 
 
Unter Mitwirkung des Wirtschaftsverban-
des hat der Rohstofftag Rheinland-Pfalz 
am 12. Juni 2008 in Kaiserslautern statt-
gefunden. Der Rohstofftag ist ein Bran-
chentreffen aller Unternehmen, Kommu-
nen, Behörden und Ingenieurbüros, die an 
der Gewinnung und Weiterverarbeitung 
mineralischer Rohstoffe in Rheinland-Pfalz 
beteiligt sind. Auch in diesem Jahr wurde 
der Rohstofftag stark frequentiert und von 
den Teilnehmern dazu genutzt, während 
der Exkursionen und zwischen den inte-
ressanten Vorträgen aktuelle Informatio-
nen auszutauschen. Höhepunkt der Ver-
anstaltung war die Ansprache und Verlei-
hung des Unternehmenspreises der Rohs-
toffwirtschaft durch Herrn Prof. Dr. Siegf-
ried Englert, Staatsekretär für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau. 
 
 
Politisches Lobbying 
 
Der Wirtschaftsverband nutzte auch in 
diesem Jahr wieder in Nordrhein-
Westfalen die Möglichkeit, mit maßgebli-
chen Politikern anstehende Sachfragen 
und Gesetzesänderungen in Nordrhein-
Westfalen zu diskutieren.  
 
Dies erfolgte auch in den anderen Bun-
desländern. 
 
Schwerpunkt in Nordrhein-Westfalen war-
en in diesem Jahr ein ausführliches Ge-
spräch mit Ministerpräsident Jürgen Rütt-
gers zum Thema „Ausschreibungen im 
Straßenbau“ sowie „Landesmittel für die 
Förderung des Hochbaus“. 
 
 
 

 

 
 
(Von links nach rechts: Ministerpräsident NRW Dr. Jürgen 
Rüttgers, Christoph Kaufmann - GF der Robert Schulte 
Steinbruch GmbH, RA Raimo Benger (verdeckt von Kuni-
bert Gerij - GF der Baustoffwerke Hüning GmbH), rechts 
außen: Dipl.-Ing. Martin Freimuth - CEMEX Deutschland 
AG, Magdeburg)  

 
Mit Frau Wirtschaftsministerin Christa 
Thoben diskutierte man Regelungen des 
neuen Landesplanungsrechts und wies 
darauf hin, dass die entsprechenden 
Fachabteilungen im Wirtschaftsministe-
rium hinreichend gut besetzt sein müssen, 
da das Landesplanungsrecht eine wichtige 
Steuerungsfunktion hat. 
 

 
 
(Von links nach rechts: Steffen Kampeter - haushaltspoliti-
scher Sprecher der CDU/CSU im Deutschen Bundestag, 
RA Raimo Benger - GF WBN, Christoph Kaufmann - GF 
der Robert Schulte Steinbruch GmbH, Kunibert Gerij - GF 
der Baustoffwerke Hüning GmbH, Wirtschaftsministerin 
Christa Thoben) 
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Verbandsgeschäftsführer Raimo Benger 
erinnerte Herrn Finanzminister Dr. Helmut 
Linssen daran, dass Änderungen beim 
Wasserentnahmeentgelt von statten ge-
hen müssten, da die entsprechenden Kos-
ten sehr hoch seien. 
 

 
 
(Von links nach rechts: RA Raimo Benger - GF WBN, 
Finanzminister NRW Dr. Helmut Linssen, Landtagsab-
geordneter aus dem Kreis Rheine) 

 
Der Geschäftsführer des WBN hatte vor 
einigen Wochen die Gelegenheit,  Herrn 
Minister Dr. Linssen in kleiner Runde eine 
Änderung des Gesetzes in puncto „Kreis-
laufführung“ vorschlagen zu können. 
 
 
Gesprächsrunde zur 51. Änderung des 
GEP 99 des Regierungsbezirks Düssel-
dorf 
 
Am 25. Juni 2008 fand die Gesprächsrun-
de mit dem Regionalrat zur 51. Änderung 
des GEP 99 des Regierungsbezirks Düs-
seldorf statt. 
 
Zwischen den Unternehmern, Verbands-
vertretern und Vertretern des Regionalra-
tes erfolgte ein reger Austausch. Beson-
ders angeregt wurden die Gespräche 
durch die interessanten Vorträge und Sta-
tements von Herrn Dr. Friedrich Häfner, 
Leitender Geologiedirektor des Landesam-
tes für Geologie und Bergbau Mainz, 
Herrn Dr. Christian Trapp vom Landesamt 
für Geologie Rohstoffe und Bergbau Ba-
den-Württemberg und Herrn Ministerialrat 
Potts vom Ministerium für Bauen und Ver-
kehr des Landes Nordrhein-Westfalen.  

 
Von allen Seiten wurde Dialogbereitschaft 
signalisiert.  
 
 
Jahresfachtagung 
 
Wie jedes Jahr fand auch im Jahr 2008 die 
vom Wirtschaftsverband veranstaltete Jah-
resfachtagung statt.  
 
Herr Rechtsanwalt Carsten Laschett von 
der Kanzlei Graf von Westphalen infor-
mierte über die Haftung und Verantwor-
tung eines GmbH-Geschäftsführers in der 
Steine- und Erden-Industrie.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dabei erteilte er den Teilnehmern unzähli-
ge Ratschläge, um die persönlichen Haf-
tungsrisiken zu reduzieren. Darüber hi-
naus hatten die Teilnehmer Gelegenheit, 
in interaktiver Atmosphäre ihre jeweiligen 
Fragen an den Referenten zu stellen.  
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Parlamentarische Abende 
 
Parlamentarischer Gesprächskreis mit 
dem Generalsekretär der CDU Nord-
rhein-Westfalen, Herrn Hendrik Wüst 
 

 
 
 
 

Der Generalsekre-
tär der CDU NRW 
- Hendrik Wüst -
im Gespräch mit 
RA Raimo Benger 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Am 12. August 2008 folgte der General-
sekretär der CDU Nordrhein-Westfalen, 
Herr Hendrik Wüst, unserer Einladung zu 
einem Parlamentarischen Gesprächskreis. 
Inhalt dieses Gesprächs waren das Was-
serentnahmeentgelt, das Landesplanungs-
recht sowie das Thema Nassabgrabung in 
der Wasserschutzgebietszone III B.  
 
Veranlasst durch die neu gewonnenen 
Erkenntnisse in puncto Wasserentnah-
meentgelt sagte Herr Wüst zu, dass er 
sich nunmehr unverzüglich mit dem Um-
weltminister, Herrn Uhlenberg, in Verbin-
dung setzen und die Möglichkeiten zur 
Entlastung der Unternehmen vorschlagen 
werde. Im Hinblick auf die beiden weiteren 
Themenschwerpunkte sicherte er nach 
einem intensiven Dialog und regen Ge-
dankenaustausch zu, sich weiter sach-
kundig zu machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Parlamentarischer Abend Niedersach-
sen  

 
 
Am 19. Februar 2009 veranstaltete der 
WBN gemeinsam mit den Unternehmer-
verbänden Niedersachsen e. V. (UVN) 
einen Parlamentarischen Abend in Han-
nover mit Vertretern des Landtagsaus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwick-
lung zum Thema „Rohstoffsicherung in der 
Raumordnung“. 
 
Die Begrüßung der Gäste nahm Nico 
Steudel, Geschäftsführer der Rhein-
Umschlag GmbH & Co. KG, vor.  
 
Unter dem Titel „Rohstoffsicherung in der 
Raumordnung“ referierte Raimo Benger 
über die Bedeutung der Rohstoffsicherung 
als Bestandteil landespolitischer Planung.  
 
Er wies auf die zunehmende Verknappung 
von Hartgestein für die Straßendecke und 
Gleisschotter in Niedersachsen hin und 
erläuterte die Notwendigkeit der weiteren 
Neuabschlüsse bzw. Erweiterungen von 
Kalkabbaustellen sowie den Mangel an 
hochwertigen Sanden.  
 
Eine Abschlussrede hielt Dr. Volker Müller, 
Hauptgeschäftsführer der Unternehmer-
verbände Niedersachsen.  
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Mitgliederversammlung in Hamburg 
 
In der Spitze über 200 Personen - und 
damit die mit Abstand größte Teilnehmer-
zahl seit Bestehen des Verbandes - konn-
ten wir in Hamburg anlässlich unserer 
Mitgliederversammlung begrüßen. 
 

 
Mitgliederversammlung in Hamburg 

 

 
Gemütlicher Abend im Hotel Hafen Hamburg 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Besuche der Geschäftsführung vor Ort 
in den Unternehmen 
 
Die Geschäftsführung des Wirtschaftsver-
bandes besucht auch weiterhin die Unter-
nehmer in den Unternehmen vor Ort, um 
allfällige Fragen zu erörtern. 
 
Oft stehen hierbei Fragen der Rohstoffsi-
cherung, der Landes- und Regionalpla-
nung sowie des Umweltrechtes im Vor-
dergrund.  
 
So macht sich die Verbandsgeschäftsfüh-
rung ein „Bild vor Ort“, um die Interessen 
der Unternehmen dann im Gesetzge-
bungs- und Planungsverfahren besser 
durchsetzen zu können. 
 
Wer die Betriebe kennt und mit den Mitar-
beitern vor Ort gesprochen hat, dem ist 
eine basisbezogene und sachgerechte 
Durchsetzung der Interessen der Branche 
in den Verfahren möglich, so die Maxime 
der Verbandsgeschäftsführung. 
 
Das nachstehende Foto zeigt den Ge-
schäftsführer des WBN, Raimo Benger, zu 
Besuch bei der Basalt-Actien-Gesellschaft, 
Bergbauplanung, in Sankt Gangloff.  
 
Zu sehen ist auch der dortige Leiter, Herr 
Dr. Hiby sowie weitere Mitarbeiter. 
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Fachexkursion nach Peking 
 
Vom 20. bis 27. März 2009 veranstaltete der WBN zusammen mit dem Reisebüro RDB eine 
Fachexkursion in das „Reich der Mitte“. Dass das Angebot dieser China-Reise bei den Un-
ternehmern hohen Zuspruch fand, zeigte die Teilnehmerzahl von 55 Personen. 
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Werksteintagung     
 

 
Johannes Netz, stellvertretender Landesvorsit-
zender Rheinland-Pfalz und Fachgruppenleiter 
der Naturwerkstein-Industrie 
 
 
„Informativ und dem Gedankenaustausch 
dienend“, unter diesem Motto stand auch 
am 03.03.2009 wieder die alljährlich statt-
findende Zusammenkunft der Fachgruppe 
Naturwerkstein des Wirtschaftsverbandes 
Baustoffe - Naturstein e. V. im Schloss 
Eringerfeld. 
 

 
 
Themen waren: 
 
�  Welche Veränderungen bringt die 

überarbeitete DIN 18516-3, Außen-
wandbekleidung aus Naturwerkstein, 
für die betriebliche Praxis mit sich? 

 
�  Welche Anforderungen werden an 

mechanisch hochbelastete Bodenbe-
läge gestellt?   

 
 
 

 
Nachdem sich der Fachvortrag von Herrn 
Prof. Dr. Stein zunächst diesen Themen-
komplexen widmete, beantworteten im 
Anschluss daran RA Raimo Benger sowie 
RA´in Sabine Jahn die von den Teilneh-
mern gestellten Fragen im Arbeitsrecht. 
 
Ausklang fand die Veranstaltung mit ei-
nem gemeinsamen Mittagessen, welches 
auch in diesem Jahr von den Vertretern 
der Naturwerksteinunternehmen zum in-
tensiven Dialog und regen Gedankenaus-
tausch genutzt wurde. 
 
 
4.) Berufsausbildung und Arbeitssi-

cherheit   
 
Berufsausbildung 
 
Rund um das Thema Berufsausbildung 
steht der Wirtschaftsverband den Mit-
gliedsunternehmen zur Verfügung. In ei-
nem vom Dachverband herausgegebenen 
Fachkräfteleitfaden, der sich insbesondere 
an die Unternehmen richtet, wird das 
Spektrum der möglichen Ausbildungsberu-
fe im Bereich der Steine- und Erden-
Industrie detailliert erörtert. 
 
Um einen einheitlichen und vergleichbaren 
Prüfungsstandard bei der Berufsausbil-
dung zum Verfahrens- und Aufberei-
tungsmechaniker bzw. Naturwerksteinme-
chaniker in allen Regionen zu gewährleis-
ten, finden unter Mitwirkung des Wirt-
schaftsverbandes regelmäßig Abstim-
mungsgespräche statt. 
 
Der Wirtschaftsverband begleitet zudem 
die Zusammenkunft der Prüfungsaus-
schüsse in denen die Prüfungsaufgaben 
für die Zwischen- und Abschlussprüfung 
festgelegt werden.  
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Arbeitssicherheitsseminare 
 
Über den Bundesverband Mineralische 
Rohstoffe e. V. (MIRO) erhalten die Mitg-
liedsunternehmen Gelegenheit, sich in 
Seminaren zur Arbeitssicherheit fortzubil-
den.  
 
Diese Seminare stoßen bei den Mitglieds-
unternehmen auf große Resonanz, die 
dort gewonnen Erkenntnisse finden Um-
setzung im Betrieb. 
 
5.) Kooperation im Verbände-
haus 
 
Kölner Kompetenzzentrum 
 
Die Zusammenarbeit im Haus der Bau-
stoffindustrie in Köln mit dem Bundesver-
band der Mineralischen Rohstoffe e. V. 
(MIRO) und dem BVK hat trotz und gerade 
wegen der Beibehaltung der rechtlichen 
Selbständigkeit der Verbände Effizienz 
und Effektivität mit sich gebracht.  
 
Man arbeitet miteinander. Die Mitarbeiter 
der Verbände unterstützen sich gegensei-
tig. So können die Mitgliedsunternehmen 
auf das fachspezifische Wissen der Mitar-
beiter der Verbandsgemeinschaft insge-
samt zurückgreifen.  
 
Es besteht damit ein 
 

Kölner Kompetenzzentrum, 
 
das sämtliche Bereiche wie Technik, 
Recht, Steuern, Rohstoffsicherung etc. 
abdeckt. 
 
„Doppelbeiträge“ sind ebenfalls ausge-
schlossen. Zwischen den Verbänden wur-
de einvernehmlich eine Regelung erzielt, 
die jetzt schon seit einigen Jahren gilt, 
nach der direkte Mitglieder des WBN, die 
Kalk produzieren, gegen einen nach Um-
satz gestaffelten geringen Mehrbeitrag 
eine zusätzliche Mitgliedschaft  beim 
BVK erwerben können, sofern sie den 
BVK in „brennspezifischen “ Fragen in 
Anspruch nehmen wollen. 

 
Der WBN bleibt für die ihm angeschlosse-
nen Fachgruppen: Naturstein, Naturwerk-
stein, Mischanlagen, Recycling, Tennen-
decken und Schiefer sowie Kies und Sand 
direkter Ansprechpartner in Fragen der 
Sicherung der Rohstoffvorkommen der 
Mitgliedsunternehmen und des Pla-
nungsrechts, des Arbeitsrechts, der 
Tarifpolitik, zu Fragen der Auslegung 
von Landesgesetzen und Verordnun-
gen, des regionalen technischen Um-
weltschutzes sowie in allgemeinen 
Rechtsfragen.   
 
Brennbetriebe der Kalkindustrie, die über 
Rohstoffvorkommen verfügen, werden als 
sogenannte korporative Mitglieder umfas-
send in landesspezifischen Planungs- und 
Rohstofffragen vom WBN vertreten. 
 
Dies hat in den vergangenen Jahren deut-
liche Synergien geschaffen. So treten et-
wa bei Anhörungstermin zur Aufstellung 
von Gebietsentwicklungsplänen nicht 
mehr zwei oder mehrere Mitarbeiter aus 
dem Kölner Kompetenzzentrum  in glei-
cher Sache auf sondern nur noch einer. 
Hierdurch sind Personalkosten eingespart 
worden und die Arbeit wurde effizienter 
gestaltet. Freiwerdende Kapazitäten konn-
ten woanders eingesetzt werden. Doppel-
arbeit wurde vermieden. 
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6.) Kooperation mit der Duisburger 

Verbändegemeinschaft 
 
Im Berichtszeitraum haben mehrere Koope-
rations- und Fusionsbestrebungen zwischen 
der Duisburger Verbändegemeinschaft, in 
der ein Landesverband der Rohstoffindustrie 
mit Schwerpunkten im Kies- und Sandbe-
reich organisiert ist und unserem Landes-
verband - WBN - stattgefunden. 
 
Es gibt hier die Überlegung, dass sich die 
beiden Verbände zu einem einheitlichen 
Steine- und Erden-Verband Nordwest incl. 
Rheinland-Pfalz und Saarland zusammen-
schließen.  
 
Dieser Wunsch kommt aus dem Mitglieder-
bereich aber insbesondere auch aus der 
Politik in den verschiedenen Ländern, die 
sich einen einheitlichen Steine- und Erden-
Verband wie auch in anderen Bundeslän-
dern - etwa in Bayern, Baden-Württemberg 
oder in Mittel- und Ostdeutschland - 
wünscht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Verhandlungen finden zurzeit auf Vor-
standsebene und mit den Landesvorsitzen-
den statt. 
 
Fest steht, dass eine enge Kooperation bzw. 
Fusion nur erfolgt, wenn der Stil unserer 
Arbeit, wie bisher im WBN praktiziert, auf-
recht erhalten bleibt. 
 
Dazu gehört die enge Verbundenheit der 
Verbandsführung mit den Mitgliedsunter-
nehmern und das Verständnis des Verban-
des als Dienstleister! 
 
Über den weiteren Fortgang werden wir 
berichten. 
 
So könnte eine neue Verbändegemein-
schaft aussehen: 
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7.) Technik 
 
Die Regelwerke für die Gesteinskör-
nungen, den Asphalt und den Straßen-
beton sind neu erschienen 
 
Die TL Gestein-StB 04, die TP Gestein-
StB, die ZTV Beton-StB 07, die TL Beton-
StB 07, die ZTV Asphalt-StB 07 und die 
TL Asphalt-StB 07 sind von der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen veröffentlicht worden.  
 
Nachfolgend wird kurz auf die Inhalte der 
vorgenannten Regelwerke eingegangen. 
 
 
Technische Lieferbedingungen für Ge-
steinskörnungen im Straßenbau - TL 
Gestein-StB 04 (Ausgabe 2004/Fassung 
2007) 
 
Mit dem Allgemeinen Rundschreiben 
Straßenbau Nr. 11/2008 hat das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung die Straßenbauverwaltungen 
der Länder gebeten, die TL Gestein-StB 
04, Fassung 2007, für den Bereich der 
Bundesfernstraßen einzuführen. Im Inte-
resse einer einheitlichen Handhabung 
empfiehlt das BMVBS, die TL Gestein-StB 
04, Fassung 2007, auch für Baumaßnah-
men im Zuständigkeitsbereich der Länder 
anzuwenden. 
 
Die TL Gestein-StB 04 wurde von der For-
schungsgesellschaft für Straßen und Ver-
kehrswesen ergänzt, redaktionell überar-
beitet und neu aufgelegt. Die wesentlichen 
Änderungen gegenüber der Ausgabe 2004 
sind die Berücksichtigung der Prüfung der 
Wasserempfindlichkeit von feinen Ge-
steinskörnungen und Gesteinskörnungs-
gemischen nach TP Gestein-StB, Teil 
6.6.3 sowie die Aufnahme der Korngruppe 
2/8 in der Zeile 22a der Tabelle 2 „Anfor-
derungen an Über- und Unterkorn“.  
 
 
 
 
 

 
Die Änderungen in der Anmerkung der 
Tabelle 2 beziehen sich auf die Aufnahme 
der Korngruppen/Lieferkörnungen 2/3 und 
2/4 für die die Kategorie GC90/10 und die 
entsprechenden Sieböffnungsnennweiten 
festgelegt wurden.  
 
Das Kapitel 2 „Korngrößenverteilung“ wur-
de um Regelungen zu Gesteinskörnungs-
gemischen mit d = 0 und D > 8 mm erwei-
tert. Analog der europäischen Normen 
wurde für den Anteil gebrochener Oberflä-
chen in groben Gesteinskörnungen in Ta-
belle 9 die Kategorie C95/1 definiert. In Ta-
belle 19 „Anforderungen an den Wider-
stand gegen Frostbeanspruchung“ wurde 
die Kategorie F2 aufgenommen. Die An-
hänge F „Anwendungsbereich Asphalt“ 
und G „Anwendungsbereich Fahrbahnde-
cken aus Beton und Schichten mit hydrau-
lischen Bindemitteln“ wurden mit den An-
forderungen aus der TL Asphalt bzw. TL 
Beton abgestimmt.  
 
Die TL Gestein StB 04, Ausgabe 2004/ 
Fassung 2007, ersetzen die TL Gestein-
StB 04, Ausgabe 2004. 
 
Das Allgemeine Rundschreiben Straßen-
bau Nr. 3/2005, das die Einführung der 
TL Gestein-StB 04 Ausgabe 2004 betraf, 
wurde aufgehoben. 
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Technische Prüfvorschriften für Ge-
steinskörnungen im Straßenbau - TP 
Gestein-StB 
 
Die Loseblattsammlung TP Gestein-StB ist 
erschienen und ersetzt damit die Lose-
blattsammlung der Technischen Prüfvor-
schriften für Mineralstoffe im Straßenbau - 
TP Min-StB. 
 
Mit der Einführung und nationalen Umset-
zung der europäischen Norm für die Ge-
steinskörnungen und der ungebundenen 
Gemische wurden auch die zugehörigen 
europäischen Prüfnormen verbindlich. 
Damit wurde ein Großteil der bisher in den 
TP Min-StB enthaltenen Prüfverfahren 
ersetzt. 
 
Bei der Anwendung der europäischen 
Prüfverfahren wurde deutlich, dass die 
Formulierungen einen weiten Spielraum 
für die Durchführung der Prüfungen boten.  
 
Durch den Arbeitsausschuss „Gesteins-
körnungen“ (AA 6.1) der FGSV wurden zur 
Verbesserung und zur Sicherstellung der 
Vergleichbarkeit von Prüfergebnissen Prä-
zisierungen zu diesen europäischen Prüf-
normen erarbeitet. Als Instrument der Ver-
öffentlichung dieser Präzisierungen boten 
die sich zu diesem Zeitpunkt existierenden 
TP Min-StB an. Die bisher in der Praxis 
bewährten und nicht durch europäische 
Prüfverfahren ersetzten Prüfverfahren soll-
ten weiterhin existieren, mussten aber 
redaktionell angepasst werden. Aus die-
sen Vorgaben entstanden aus den 
TP Min-StB die TP Gestein-StB. 
 
Die TP Gestein-StB erscheinen als Lose-
blattsammlung und enthalten keine natio-
nalen oder europäischen Normen. Die 
einschlägigen DIN und DIN EN sind über-
wiegend enthalten im DIN-Taschenbuch 
358 „Gesteinskörnungen, Wasserbaustei-
ne, Gleisschotter, Füller - Prüfverfahren“. 
Die CD ist auch erhältlich beim FGSV-
Verlag (DIN TB 358). Die Auflistung der 
darin insgesamt enthaltenen Normen ist 
im Internet abrufbar: www.fgsv-
verlag.de/din-taschenbuecher. 
 

 
Aus der Gliederung der TP Gestein-StB 
sind die verschiedenen Arten der einzel-
nen Teile erkennbar: 
 
-  Die alleinige Nennung eines Ausgabe-

datums eines Teiles der TP Gestein-StB 
weist auf die redaktionelle Überarbei-
tung des entsprechenden Teiles der 
TP Min-StB hin. Er beinhaltet keine Er-
gänzung zu nationalen oder europä-
ischen Normen; 

 
-  die Teile der TP Gestein-StB, bei denen 

auf nationale oder europäische Normen 
verwiesen wird, existieren nur als Be-
standteil der Gliederung. Sie dienen der 
Vervollständigung der Liste der Eigen-
schaften der Gesteinskörnungen und 
ungebundenen Gemische. Für die Be-
stimmung der entsprechenden Eigen-
schaften gilt alleine die jeweilige Norm; 

 
-  weist der Teil der TP Gestein-StB so-

wohl ein Ausgabedatum als auch Hin-
weise auf nationale und europäische 
Normen auf, so ist daraus ersichtlich, 
dass hier zu den in Bezug genommenen 
Normen Anmerkungen, Ergänzungen 
und Präzisierungen vorgenommen wur-
den. Dieser Teil der TP Gestein-StB ist 
bei der Durchführung der Prüfung nach 
der jeweiligen europäischen Prüfnorm 
mit anzuwenden. 

 
Die TP Gestein-StB werden in den ein-
schlägigen Technischen Lieferbedingun-
gen und Zusätzlichen Technischen Ver-
tragsbedingungen für die Prüfung von Ge-
steinskörnungen und ungebundenen Ge-
mischen mit in Bezug genommen. 
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Zusätzliche Technische Vertragsbedin-
gungen und Richtlinien für den Bau von 
Tragschichten mit hydraulischen Bin-
demitteln und Fahrbahndecken aus 
Beton, Ausgabe 2007 - ZTV Beton-
StB 07 
 
Mit dem Allgemeinen Rundschreiben 
Straßenbau Nr. 12/2008 hat das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung die Straßenbauverwaltungen 
der Länder gebeten, die ZTV Beton-StB 
07 für den Bereich der Bundesfernstraßen 
einzuführen.  
 
Im Interesse einer einheitlichen Handha-
bung empfiehlt das BMVBS, die 
ZTV Beton-StB 07 auch für Baumaßnah-
men im Zuständigkeitsbereich der Länder 
anzuwenden. 
 
Die ZTV Beton-StB 07 wurden in der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen zur Umsetzung europäischer 
Normen in das nationale Regelwerk erar-
beitet. Die ZTV Beton-StB 07 enthalten 
Anforderungen für den Bau von Trag-
schichten mit hydraulischen Bindemitteln 
und Fahrbahndecken aus Beton, die bei 
der Herstellung von Oberbauschichten im 
Straßenbau und anderer Verkehrsflächen 
zu beachten sind. Vor dem Hintergrund 
neuerer Erkenntnisse zu Griffigkeit und 
lärmarmen Oberflächen, wurde die Jute-
tuchtexturierung der Betonoberflächen aus 
der ZTV Beton-StB zurückgezogen.  
 
Neu zugelassen in der ZTV Beton-StB 07 
wurde die Waschbetonoberfläche. Die 
Anwendung dieser Betonbauweise außer-
halb lärmbetroffener Gebiete ist auf Grund 
der hohen Anforderungen an die Baustoffe 
und damit aus wirtschaftlichen Gründen 
abzuwägen. 
 
Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche 
wurde in den Bauklassen SV und I auf 
fünf Jahre für den Vollausbau erhöht. Für 
alle anderen Bauklassen und sonstigen 
Fälle beträgt die Verjährungsfrist weiterhin 
vier Jahre. 
 
 

 
Über die ZTV Beton-StB 07 wurden die 
„Technischen Lieferbedingungen für Bau-
stoffe und Baustoffgemische für Trag-
schichten mit hydraulischen Bindemitteln 
und Fahrbahndecken aus Beton, Ausgabe 
2007 (TL Beton-StB 07)“ vereinbart. Dar-
aus ergibt sich, dass der Abschnitt 3 der 
ZTV T-StB 95/Ausgabe 2002 „Tragschich-
ten mit hydraulischen Bindemitteln“ nicht 
mehr anzuwenden ist und aufgehoben 
wird. 
 
 
Technische Lieferbedingungen für 
Baustoffe und Baustoffgemische für 
Tragschichten mit hydraulischen Bin-
demitteln und Fahrbahndecken aus 
Beton - TL Beton-StB 07 
 
Mit dem Allgemeinen Rundschreiben 
Straßenbau Nr. 13/2008 hat das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung die Straßenbauverwaltungen 
der Länder gebeten, die TL Beton-StB 07 
für den Bereich der Bundesfernstraßen 
einzuführen. Im Interesse einer einheitli-
chen Handhabung empfiehlt das BMVBS, 
die TL Beton-StB 07 auch für Baumaß-
nahmen im Zuständigkeitsbereich der 
Länder anzuwenden. 
 
Die TL Beton-StB 07 wurden in der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen erarbeitet. Diese Erarbeitung 
der TL Beton-StB 07 in Ergänzung zur 
ZTV Beton-StB 07 wurde notwendig, um 
europäische Normen in das nationale Re-
gelwerk zu übernehmen. 
 
Die TL Beton-StB 07 enthalten Anforde-
rungen an Baustoffe, Baustoffgemische 
und an Einbaugemische für Tragschichten 
mit hydraulischen Bindemitteln und Fahr-
bahndecken aus Beton, die aus diesen 
Baustoffen hergestellt werden und die bei 
der Herstellung von Oberbauschichten im 
Straßen- und Wegebau sowie anderer 
Verkehrsflächen verwendet werden. 
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In die TL Beton-StB 07 wurden Maßnah-
men analog der Richtlinie „Vorbeugende 
Maßnahmen gegen schädigende Alkali-
Reaktionen im Beton“ des Deutschen 
Ausschusses für Stahlbeton, Ausgabe 
2007, aufgenommen. Dabei sind von jeder 
Baumaßnahme Rückstellproben an die 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 
zu senden. 
 
Die TL Beton-StB 07 ersetzen in den 
ZTV T-STB 95/Ausgabe 2002 im Ab-
schnitt 3 die Teile, die Anforderungen an 
Baustoffe, Baustoffgemische und an Ein-
baugemische für Tragschichten mit hy-
draulischen Bindemitteln zum Einsatz ha-
ben. 
 
 
Zusätzliche Technische Vertragsbedin-
gungen und Richtlinien für den Bau von 
Verkehrsflächenbefestigungen aus As-
phalt - ZTV Asphalt-StB 07 
 
Mit dem Allgemeinen Rundschreiben 
Straßenbau Nr. 17/2008 hat das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung die Straßenbauverwaltungen 
der Länder gebeten die ZTV Asphalt-
StB 07 für den Bereich der Bundesfern-
straßen einzuführen. Im Interesse einer 
einheitlichen Handhabung empfiehlt das 
BMVBS die ZTV Asphalt-StB 07 auch für 
Baumaßnahmen im Zuständigkeitsbereich 
der Länder anzuwenden. 
 
Die ZTV Asphalt-StB 07 wurden in der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen infolge der Umsetzung der 
europäischen Normen für das Asphalt-
mischgut in das nationale Regelwerk (TL 
Asphalt-StB 07) erstellt.  
 
Dabei wurde auch den neueren techni-
schen Entwicklungen beim Bau von Ver-
kehrsflächen aus Asphalt in der Bearbei-
tung Rechnung getragen. 
 
Die ZTV Asphalt-StB 07 regeln nunmehr 
nur die Herstellung von Verkehrsflächen in 
Asphaltbauweise mit den daran gestellten 
Anforderungen.  
 

 
Nach der Aufnahme der Asphalttrag-
schichten in die ZTV Asphalt-StB 07 sind 
nun die Regeln für die Herstellung von 
sämtlichen Asphaltschichten zusammen-
gefasst. Zudem wurden neu aufgenom-
men: 
 
-  Asphaltdeckschichten aus offenpori-

gem Asphalt; 
-  Regelungen zur Herstellung kompakter 

Asphaltbefestigungen; 
-  Festlegungen zu Schichten, Verbund-

nähten, Anschlüssen und Fugen und 
zur Randausbildung. 

 
Die ZTV Asphalt-StB 07 ersetzen in Ver-
bindung mit den TL Asphalt-StB 07 die 
ZTV Asphalt-StB 01 und den Abschnitt 4 
der „Zusätzlichen Technischen Vertrags-
bedingungen und Richtlinien für Trag-
schichten im Straßenbau“, Ausgabe 1995/ 
Fassung 2002 (ZTV T-StB 95). Die Be-
handlung von Mängeln ist im „Handbuch 
für die Vergabe und Ausführung von Bau-
leistungen im Straßen- und Brücken-bau 
(HVA B-StB)“, Abschnitt 3.10 Mängel-
ansprüche geregelt. 
 
 
Technische Lieferbedingungen für 
Asphaltmischgut für den Bau von Ver-
kehrsflächenbefestigungen - TL Asphalt-
StB 07 
 
Mit dem Allgemeinen Rundschreiben 
Straßenbau Nr. 16/2008 hat das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung die Straßenbauverwaltungen 
der Länder gebeten die TL Asphalt-StB 07 
für den Bereich der Bundesfernstraßen 
einzuführen. Im Interesse einer einheitli-
chen Handhabung empfiehlt das BMVBS, 
die TL-Asphalt-StB 07 auch für Baumaß-
nahmen im Zuständigkeitsbereich der 
Länder anzuwenden. 
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Die TL Asphalt-StB 07 wurden in der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen zur Umsetzung der für 
Deutschland relevanten europäischen 
Normenteile der Reihe DIN EN 13108 
„Asphaltmischgut - Mischgutanforderun-
gen“ Teil 1 „Asphaltbeton“, Teil 5 „Splitt-
mastixasphalt“, Teil 6 „Gussasphalt“, Teil 7 
„Offenporiger Asphalt“ und Teil 20 „Erst-
prüfung“ in das nationale Regelwerk erar-
beitet. 
 
Darüber hinaus wurden zur Präzisierung 
der DIN EN 13108, Teil 21 „Werkseigene 
Produktionskontrolle“ (WPK) die Zuord-
nung zu den Produktgruppen sowie die 
Mindestprüfhäufigkeiten geregelt. 
 
Die TL Asphalt-StB 07 ersetzen in Verbin-
dung mit den „Zusätzlichen Technischen 
Vertragsbedingungen und Richtlinien für 
den Bau von Verkehrsflächen aus 
Asphalt“, Ausgabe 2007 (ZTV Asphalt-StB 
07) die „Zusätzlichen Technischen Ver-
tragsbedingungen und Richtlinien für den 
Bau von Fahrbahndecken aus Beton“, 
Ausgabe 2001 (ZTV Asphalt-StB 01) und 
den Abschnitt 4 der „Zusätzlichen Techni-
schen Vertragsbedingungen und Richtli-
nien für Tragschichten im Straßenbau“, 
Ausgabe 1995/Fassung 2002 (ZTV T-
StB 95) sowie die „Technischen Lieferbe-
dingungen für Asphalt im Straßenbau - 
Teil: Güteüberwachung“, Ausgabe 2001 
(TL G Asphalt-StB 01). 
 
DIN EN 1367-6: 2008-12 „Prüfverfahren 
für thermische Eigenschaften und Ver-
witterungsbeständigkeit von Gesteins-
körnungen - Teil 6: Beständigkeit ge-
gen Frost-Tau-Wechsel in Gegenwart 
von Salz (NaCl)“ 
 
Mit Ausgabedatum Dezember 2008 er-
schien die oben genannte DIN EN. Sie ist 
die deutsche Fassung der EN 1367, 
Teil 6:2008-07. 
 
Die DIN EN 1367-6 ist der Ersatz für die 
DIN V 52104-3:1992-09 „Prüfung von Na-
turstein und Gesteinskörnungen - Frost-
Tau-Wechsel-Versuch - Prüfung von Ge-
steinskörnungen mit Taumittel“. 

 
Diese europäische Norm legt ein Prüfver-
fahren zur Beurteilung der Frostbeständig-
keit von Gesteinskörnungen bei zyklischer 
Frost-Tau-Wechsel Beanspruchung in 
einer 1 %igen Lösung von NaCl in entioni-
siertem oder destilliertem Wasser fest. 
Zum Herstellen der 1 %igen NaCl-Lösung 
werden 20 g analysenreines NaCl in 
1980 g entionisiertem oder destilliertem 
Wasser gelöst, um 2000 g der Lösung zu 
erhalten. Die bevorzugte Kornklasse der 
Einzelmessproben für die Prüfung muss 
zwischen 8 bis 16 mm liegen. Bei Ver-
wendung einer Kornklasse 8/16 wird die 
Absplitterung als Durchgang durch das 
4 mm Sieb bestimmt. 
 
Die DIN EN 1367-6 ersetzt auch die in der 
TP Gestein, Teil 6.3.4 genannten Normen 
DIN V 52104-3 und E DIN EN prEN 1367-
6. 
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8.) Schieferindustrie 
 
Schiefer für Dach und Fassade 2008  
 
Das Geschäftsjahr 2008 war für die Schie-
ferbranche kein leichtes Jahr. Der schlech-
te konjunkturelle Verlauf des Vorjahres in 
der Bedachungsbranche setzte sich 2008 
fort. Der deutliche Rückgang von Neubau-
ten mit geneigten Dächern wirkte sich 
auch auf die Schieferindustrie aus. Er-
schwerend kamen die äußeren Rahmen-
bedingungen aufgrund der Finanz- und 
Wirtschaftskrise hinzu. Der Schieferabsatz 
hat sich im Vergleich zu anderen kleinfor-
matigen Bedachungsprodukten, die stär-
ker von der negativen Entwicklung des 
wirtschaftlichen Umfelds betroffen waren, 
jedoch relativ stabil entwickelt. Sanie-
rungsmaßnahmen und der öffentliche Bau 
sowie neue Produktentwicklungen waren 
die Stützen der Schieferkonjunktur und 
kompensierten größtenteils den verhalte-
nen Verlauf im Neubau. Somit konnten 
sich die Mitgliedsbetriebe des Schiefer-
Fachverbandes in Deutschland e.V. wei-
testgehend gut in der Krise behaupten.  
 
2008 produzierten in Deutschland vier 
Unternehmen Dach- und Wandschiefer. 
Die Produktionszahlen lagen auf dem Ni-
veau des Vorjahres.  
 
Der in Deutschland gewonnene Schiefer 
wird vorwiegend für die traditionelle Alt-
deutsche Deckung eingesetzt, die in der 
Denkmalpflege bei Kirchen, Burgen, 
Schlössern und anderen historisch wert-
vollen Gebäuden eingedeckt wird. Hinzu 
kommen architektonisch bedeutsame Bau-
ten im privaten und öffentlichen Bereich. 
Die dekorativen und preiswerten Deckar-
ten, wie z. B. die Universal- oder Recht-
eck-Deckung, stammen hauptsächlich aus 
Ressourcen im europäischen Ausland. 
Diese Deckarten werden vorwiegend im 
Ein- und Mehrfamilienhausbau und bei 
Zweckbauten verwendet. 
 
 
 
 
 

 
Die europäische Schieferkonjunktur wurde 
in 2008 von der allgemeinen schwachen 
wirtschaftlichen Lage beeinflusst. Insbe-
sondere auf dem französischen Markt, 
aber auch in den meisten anderen Schie-
ferländern, mussten Absatzrückgänge 
registriert werden. Besonders deutlich war 
dies in Irland zu beobachten, wo die 
enormen Zuwachsraten der letzten Jahre 
nicht mehr erreicht werden konnten. Der 
Nettobedarf für Schiefer an Dach und 
Fassade in Europa lag in 2008 bei ca. 
24,5 Millionen Quadratmeter. 
 
Schiefer-Fachverband in Deutschland e.V. 
(SVD) 
 
www.schiefer-fachverband.org 
svd@schiefer-fachverband.org 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



   

 
Geschäftsbericht 2008/2009 

Seite 54 

 
9.)  Ziegelindustrie  
 

 
 
Fachverband der Ziegelindustrie Nord e. V.:  

 
Anlässlich der Mitgliederversammlung am 22. 
April 2009 übergibt Hans-Heinrich Meier das 
Amt des Vorsitzenden an Hermann Berentelg. 
 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2009 über-
nahm der Wirtschaftsverband Baustoffe - 
Naturstein e. V. die Geschäftsführung des 
Fachverbandes der Ziegelindustrie Nord e. 
V.  
 
Resultierend daraus, werden die dem 
Verband angeschlossenen Unternehmen 
nunmehr alle umfassend von der Kölner 
Geschäftsstelle sowohl in Fragen der 
Rohstoffsicherung, in umwelt- und ge-
nehmigungsrechtlichen als auch in arbeits- 
und sozialrechtlichen Angelegenheiten 
unterstützt und beraten. 
 
Die Themenkomplexe CO2-Sanierungs-
programm des Bundes, die sich in Gang 
befindlichen Gesetzgebungsverfahren, die 
die Recyclefähigkeit von Baustoffen betra-
fen sowie die Verfahren im Zusammen-
hang mit dem Emissionshandel gaben 
Anlass, im Interesse der Ziegelindustrie 
auf politischer Ebene zu intervenieren. 
 
Die tarifpolitische Arbeit des Wirtschafts-
verbandes zielte im Berichtsjahr auf die 
moderaten Tarifverträge, die Verankerung 
von Öffnungsklauseln sowie auf die Ein-
führung neuer Entgelttarifverträge ab.  
 
 

 
Vorsitzende des Fachverbandes der Ziegel-
industrie Nordwest e. V.: 
 
Hans-Helmuth Jacobi und Kunibert Gerij 

       
 
Der WBN stand den angeschlossenen 
Unternehmen im Berichtsjahr in vielfältiger 
Weise unterstützend zur Seite. 
 
Problemstellungen, die sich im Zusam-
menhang mit genehmigungsrechtlichen 
Verfahren ergeben haben, konnten im 
Sinne der Unternehmen gelöst werden. 
 
Im Bereich der Rohstoffsicherung setzte 
sich der Verband für die ausreichende 
Sicherung von Rohstofflagerstätten durch 
entsprechende Gebietsdarstellungen in 
den Regionalen Raumordnungsplänen, 
ohne die eine Genehmigung nicht erlangt 
werden kann, ein. 
 
Im Bereich des Arbeitsrechts unterstützte 
der Verband bei Fragen im Zusammen-
hang mit der Durchführung des Saison-
schlusses sowie der Auslegung von tarif-
rechtlichen Regelungen. Die Unterstüt-
zung beim Abschluss von Aufhebungsver-
trägen und außergerichtlichen Vergleichen 
stellte gleichfalls einen Schwerpunkt der 
Verbandsarbeit dar. 
 
In tarifpolitischer Hinsicht ist die Arbeit des 
Verbandes darauf ausgerichtet, die zurzeit 
vorhandenen Lohn- und Gehaltsstrukturen 
neu auszurichten. So verfolgt der Verband 
die Zielsetzung, den Mitgliedern des 
Fachverbandes - orientiert an dem Ent-
geltrahmentarifvertrag im Natursteinbe-
reich - diesen auch einen derartigen Ver-
trag zur Verfügung zu stellen.  
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Solch ein Vertrag würde es den Unter-
nehmen ermöglichen, die Mitarbeiter los-
gelöst von den Merkmalen „Arbeiter und 
Angestellte“, allein orientiert an der tat-
sächlichen Tätigkeit, einzustufen. 
 
Ein weiteres Schwergewicht bildet der 
Bereich „Stärkung und Erweiterung von 
betrieblichen Gestaltungsmöglichkeiten“, 
durch die Verankerung entsprechender 
tariflicher Öffnungsklauseln.  
 
 
Ziegel-Zentrum 
 

 
 
Zweck des Ziegelzentrums ist es, die Mit-
gliedsunternehmen in technischer Hinsicht 
zu beraten und zu unterstützen. Dabei 
liegt der Schwerpunkt in der Bauberatung, 
in der Schadensbeurteilung sowie in der 
Vertretung der Mitgliedsunternehmen in 
technischen und politischen Ausschüssen 
der Bau-, Baustoff- und Ziegelindus-trie. 
Zudem betreibt das Ziegel-Zentrum Öf-
fentlichkeits- und Lobbyarbeit. 
 
 
Bauberatung und Schadensbeurteilung  
 
Im Jahr 2008 wurden über 100 Baubera-
tungen und Schadensbeurteilungen durch-
geführt.  
 
Die Beauftragung dazu erfolgt ausnahms-
los über die Mitgliedswerke, wobei diese 
zu je ca. 40 % von der Produktgruppe 
Mauerziegel, zu ca. 45 % von der Pro-
duktgruppe Vormauerziegel, zu ca. 10 % 
von der Produktgruppe Dachziegel und zu 
ca. 5 % von der Produktgruppe Pflaster-
klinker abgerufen wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Schadensbeurteilung  
 
Die Schadensbeurteilung verteilte sich bei 
der Zweischaligen Wand auf konstruktive 
Schäden infolge von Ausführungsfehlern, 
Verformungen und unzureichend dimen-
sionierten Bewegungsfugen. 
 
Ausblühungen und Auslaugungen an 
Vormauerziegeln wurden häufig rekla-
miert, ebenso die Fugenausbildung und 
vor allem Farbabweichungen aufgrund 
vorausgegangener Bemusterungen. 
 
Ein geringer Schadensanteil lag bei Dach-
ziegeln vor.  
 
Hier waren in den meisten Fällen Verar-
beitungsfehler wie z. B. zu geringe Unter-
lüftungen etc. ursächlich für Schäden. 
 
Hauptsächliche Schäden innerhalb der 
Produktgruppe Mauerziegel waren Putz-
ablösungen, Putzrisse, Feuchte- und 
Schimmelschäden sowie normative bzw. 
zulassungsspezifische Abweichungen, 
aber auch damit im Zusammenhang ste-
hende Schäden an oder von sonstigen 
Bauteilen wie Fertigteilen, Geschossde-
cken, Abdichtungsebenen und Putzen. 
 
 
Bauberatung  
 
Der Anteil der Beratungen war höher als 
der der Schadensbeurteilung und auf-
grund neuer nationaler und europäischer 
Normungen und Verordnungen fast immer 
mit technischen Nachweisen verbunden.  
 
So erwarteten Architekten, Ingenieure und 
Bauträger fast ausnahmslos zusätzliche 
Berechnungen wie Nachweise nach EnEV 
2007 oder nach DIN 18599 - Nichtwohn-
gebäude.  
 
Neben energetischen Nachweisen stieg 
vor allem der Anteil an Berechnungen zum 
Schallschutz nach DIN EN 12354 stetig 
an. 
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In Erdbebenzonen Deutschlands (Rhein-
schiene) wurden Erdbebennachweise und 
in anderen Gebieten auch sonstige sta-
tisch konstruktive Berechnungen und 
Nachweise angefordert. 
 
Diese Berechnungen sind komplex und 
aufwendig und können daher in der Regel 
nicht von allen Ingenieurbüros erbracht 
werden. 
 
Für die Bewertung von Wärmebrücken 
wurden zum Zweck der Verwendung von 
Ziegeln, Regeldetails in Anlehnung an DIN 
4108 Beiblatt 2 vorgeschlagen die sämtli-
che energetisch wichtigen Bauteile eines 
Gebäudes erfassen. 
 
Zudem wurden Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen unter wärmetechnischen Ge-
sichtspunkten vorgenommen, die zu 
ganzheitlichen Ziegelkonstruktionen füh-
ren und damit Wärmedämmverbundsys-
teme entbehrlich machten. 
 
Bei Abweichungen von den Regeldetails 
wurden auch baupraktische Ziegel - Son-
der-Wärmebrückenkonstruktionen entwi-
ckelt, die die Vorteile der Ziegelbauweise 
beweisen. 
 
 
Öffentlichkeitsarbeit - Schulungen / 
Vorlesungen / Vorträge  
 
Durch Schulungen, Vorträge, Messebetei-
ligungen und Vorlesungen nahm die Öf-
fentlichkeitsarbeit einen immer großen 
Stellenwert innerhalb der Tätigkeit des 
Ziegel - Zentrums ein.  
 
So nahmen Architekten und Ingenieure, 
Meisteranwärter und Lehrlinge an Schu-
lungen und Vorträgen teil.  
 
Schwerpunkt waren dabei Veranstaltun-
gen unterschiedlicher Architektenverbän-
de, verschiedener Kreishandwerkerschaf-
ten  und die Bauschädentage der HafenCi-
ty Universität Hamburg.  
 
 
 

 
Ein wichtiger Anteil ist dabei auch die 
Lehrtätigkeit an der Hochschule Bochum, 
wo im Schnitt 140 Studenten die 15 Vorle-
sungen des Sommersemesters 2008 be-
sucht haben. 
 
 
Öffentlichkeitsarbeit - DEUBAU 2008 
und BAU 2009  
 
Wie bereits in den Jahren 2004 und 2006 
war das Ziegel-Zentrum NordWest e.V. 
zusammen mit der Arbeitsgemeinschaft 
Ziegelelementbau im Jahr 2008 mit einem 
Gemeinschaftsmessestand auf der DEU-
BAU 2008 in Essen vertreten. 
 
 

 
Dr. Dieter Figge im Gespräch mit einem Architekten 

 
Am Stand des Ziegel-Zentrums konnten 
ca. 1.500 Besucherkontakte verbucht wer-
den. 
 
Der Anteil an Fachbesuchern (Architekten, 
Ingenieure, Planer) lag bei etwa 30%, der 
des baugewerblichen Bereiches etwa bei 
50%. 
 
Der Rest verteilt sich auf Anfragen der 
Verbände (intern/extern) sowie aus dem 
privaten Sektor. 
 
Für das Ziegel-Zentrum NordWest e.V. 
war insbesondere der Kontakt zu den 
Architekten, Planern, Bauingenieuren, 
Bauunternehmern, Handwerkern - aber 
auch Baustoffhändlern aus dem In- und 
Ausland von besonderer Bedeutung. 
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Weiterhin war die Arbeitsgemeinschaft 
Ziegelelementbau im Januar dieses Jah-
res auf der BAU in München vertreten.  
 
 
Mitarbeit in Verbänden der Deutschen 
Ziegelindustrie  
 
Das Ziegel-Zentrum ist Mitglied in allen 
technischen Arbeitskreisen der Deutschen 
Ziegelindustrie, wie dem Mauerziegelaus-
schuss, dem Ausschuss Vormauerziegel 
und Klinker, dem Pflasterklinker-
Ausschuss und dem Dachziegelaus-
schuss.  
 
Zudem arbeitet der Verband im Güte-
schutz Ziegelmontagebau, im Güteschutz 
Ziegel und seit diesem Jahr auch in der 
Arbeitsgemeinschaft Zweischalige Wand 
mit. 
    
 
Geschäftsführung der Arbeitsgemein-
schaft Ziegelelementbau e.V.  
 
Seit Oktober 2007 hat das Ziegel-Zentrum 
die Geschäftsführung der Arbeitsgemein-
schaft Ziegelelementbau e. V. übernom-
men.  
 
Der Ausschuss selbst tagt einschließlich 
der Mitgliederversammlung maximal drei 
Mal jährlich. 
 
Schwerpunkt der technischen Arbeit ist die 
Besserstellung von Fertigteilmauerwerk 
gegenüber herkömmlich erstelltem Mauer-
werk.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Öffentlichkeitsarbeit - Technische In-
formationen - Publikationen  
 
Das Ziegel-Zentrum informiert monatlich 
über den Rundschreibendienst des Fach-
verbandes der Ziegelindustrie zu techni-
schen Neuerungen. 
 
Da gedrucktes technisches Infomaterial 
seit Anfang 2008 nicht mehr vorhanden 
ist, stehen derzeit nur die Informationen 
der „Ziegelbauberatung“ digital zur Verfü-
gung. 
 
Weiterhin hat sich das Ziegel-Zentrum der 
technischen Unterlagen des Bundesver-
bandes der Deutschen Ziegelindustrie 
bedient. 
 
Eine Veröffentlichung zur neuen DIN 
1053-12 wird im Sommer 2009 in der Zeit-
schrift „Mauerwerk“ erscheinen. 
 
 
Lobbyarbeit und Ausblick  
 
Das Ziegel-Zentrum und der Fachverband 
Ziegelindustrie nahmen in Absprache poli-
tische Termine wahr, besuchten im Rah-
men der Kontaktpflege die Mitglieder und 
nahmen an Veranstaltungen anderer bau-
stoffproduzierender Unternehmen oder 
Gruppen regelmäßig teil. 
 
Das Ziegel-Zentrum wird mit einem Bei-
trag zur Ausführung von Mauerwerk nach 
der im Sommer erscheinenden DIN 1053-
12 auf dem Deutschen Mauerwerkskon-
gress im September 2009 vertreten sein. 
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10.) Verband der Seekiesindustrie e.V. 

 
 
 
 
 
 
 
Der Verband der Seekiesindustrie e. V. 
hat auch in diesem Berichtsjahr die fachli-
chen, technischen und wirtschaftlichen 
Interessen der Seekiesunternehmen ge-
genüber politischen, staatlichen und sons-
tigen Organisationen vertreten. 
 
Insbesondere im Rahmen des Raumord-
nungsverfahrens für die Deutsche aus-
schließliche Wirtschaftszone (AWZ) hat 
der Verband sich durch die Abgabe von 
zahlreichen Stellungnahmen für die Aus-
weisung von Rohstofflagerstätten als Vor-
rang- und Vorsorgegebiete stark gemacht. 
Im Frühjahr 2009 wird nunmehr ein weite-
res Beteiligungsverfahren stattfinden, in 
dem der überarbeitete Entwurf des Raum-
ordnungsplans zur Diskussion stehen 
wird. 
 
Kurz nach Veröffentlichung des Entwurfs 
des Umweltgesetzbuches III, das auch 
dem Meeresschutz einen eigenen Ab-
schnitt widmen sollte, wurde bereits im 
vergangenen Jahr seitens des Verbandes 
dahingehend interveniert, die Zulassung 
von Eingriffen in Natur und Landschaft im 
Bereich der ausschließlichen Wirtschafts-
zone und des Festlandsockels nicht an 
das Einvernehmen des Bundesamtes für 
Naturschutz zu knüpfen. Obwohl das Ge-
setzgebungsverfahren zum Umweltge-
setzbuch nunmehr gescheitert ist, ist un-
sere Intervention dennoch erfolgreich ge-
wesen.  
 
Anstatt im Umweltgesetzbuch wird nun-
mehr die Zulassung von solchen Eingriffen 
im Bundesnaturschutzgesetz an das Be-
nehmen des Bundesamtes für Naturschutz 
geknüpft.  
 
 
 
 

 
Das Bundesamt für Naturschutz muss also 
künftig nicht mit einem solchen Eingriff 
einverstanden sein, es reicht, wenn dem 
Bundesamt in dieser Sache lediglich Ge-
legenheit zur Stellungnahme gegeben 
wird.  
 

 
Bildunterschrift von links nach rechts 
 
Frau Köbke-Patzold (Ingenieurbüro Patzold),  
Klaus Bäätjer (GF OAM-Baustoffe GmbH),  
Matthias Bäätjer (GF ETH Umwelttechnik GmbH),  
Dr. Ing. Patzold (Ingenieurbüro Patzold),  
Michael Hüging-Holemans (GF  Holemans GmbH);   
RA Raimo Benger (GF Wirtschaftsverband Baustof-
fe - Naturstein e. V.);  
Stefan Breitkreuz (GF ETH Umwelttechnik GmbH);  
Axel Petzinna (GF SBH Spezial-Beton Hamburg 
GmbH),  
Jeffrey Thompson (GF OAM-Baustoffe) 
 
 
 


